Außerordentliche Beilage 


zu 
Nr. 37 des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 14. September 1895. 


Bekanntmachung, kehrsbeſchränkungen in Betreff des Viehes und der mit 
betreffend die Inſtruktion zur Ausführung der $$ 19 demſelben in Berührung kommenden Perſonen keine 
bis 29 des Geſetzes vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 Anwendung. 

Über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen. § 3. Die in dieſer Inſtruktion vorgeſchriebenen 
Vom 27. Juni 1895. Desinfektionen ſind nach Maßgabe der als Anlage A 
———ç beigefügten „Anweiſung für das Desinfektionsverfahren 
h Der Bundesrat) hat in feiner Sitzung vom 30. bei anſteckenden Krankheiten der Hausthiere“ aus: 
Mai d. J. die nachſtehende Inſtruktion zur Ausführung zuführen. 
der 88 19 bis 29 des Geſetzes vom 23. Juni 18805 § 4. Die auf Grund des Geſetzes vom 23. Juni 
1. Mai 1894 betreffend die Abwehr und Unterdrückung 1880 und dieſer Inſtruktion auszuführenden Zerlegungen 
pon Viehſeuchen (Reichs⸗Geſetzbl. von 1894 S. 410), von gefallenen oder auf polizeiliche Anordnung ge⸗ 
beſchloſſen. Dieſelbe tritt an die Stelle der Inſtruk⸗ tödteten Thieren haben nach Maßgabe der als An⸗ 
tion vom 12./ 21. Februar 1881 (Central⸗Blatt für lage B beigefügten „Anweiſung für das Obduktions⸗ 
das Deutſche Reich S. 37). verfahren bei anſteckenden Krankheiten der Hausthiere“ 
Berlin, den 27. Juni 1895. zu erfolgen. 

Der Reichskanzler. 

In Vertretung: 

von Boetticher. 


A. Milzbrand. 

§ 5. Iſt der Milzbrand oder der Verdacht des 
Milzbrandes bei Thieren feſtgeſtellt (§ 12 des Geſetzes), 
ſo hat die Polizeibehörde die Abſonderung, erforder⸗ 
lichenfalls auch die Bewachung der milzbrandkranken 
oder der Seuche verdächtigen (8 1 Abſatz 2 des Ge: 
ſetzes) Thiere anzuordnen. (§ 19 des Geſetzes). 

§ 6. Erfolgt die Ermittelung des Seuchen⸗ 

— — ausbruches oder des Seuchenverdachtes in Abweſenheit 

f Auf Grund des § 30 des Geſetzes vom 23. Juni des leitenden Polizeibeamten, ſo hat der beamtete Thier⸗ 
1880/1. Mai 1894, betreffend die Abwehr und Unter- arzt (§ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) die ſofortige Ab⸗ 
drückung von Viehſeuchen (Reichs⸗Geſetzbl. von 1894 ſonderung der milzbrandkranken oder der Seuche ver⸗ 
>. 410), wird zur Ausführung der 88 19 bis 29 des dächtigen Thiere vorläufig anzuordnen. Von einer 
erwähnten Geſetzes das Nachſtehende beſtimmt. ſolchen durch ihn getroffenen Anordnung, welche dem 
5 § 1. Die nachfolgenden Vorſchriften find bei Beſitzer der Thiere oder deſſen Vertreter entweder zu 
der Anwendung der nach den §8 19 bis 29 des Ge- Protokoll oder durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen 
ezes vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 gegen Vieh: iſt, hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde ſofort 
ſeuchen zu treffenden Schutzmaßregeln maßgebend, in- eine Anzeige zu machen. 
loweit nicht die oberſten Landesbehörden oder mit Ge⸗ § 7. Die Polizeibehörde und der beamtete Thier⸗ 
nehmigung derſelben durch die höheren Polizeibehörden arzt haben dafür Sorge zu tragen, daß der Beſitzer 
m Intereſſe der wirkſamen Bekämpfung einzelner der milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen 
euchen weitergehende Maßregeln innerhalb der geſetz Thiere, beziehentlich der Vertreter des Beſitzers, auf 
ichen Schranken vorgeſchrieben werden. die Uebertragbarkeit des Milzbrandes auf Menſchen 
5 § 2. Auf die einer geregelten veterinärpolizei⸗ und auf die gefährlichen Folgen eines unvorſichtigen 
lichen Kontrole unterſtellten Schlachtviehhöfe und öffent: Verkehrs mit den erkrankten Thieren und der Benutzung 
Then Schlachthäuſer und das daſelbſt aufgeſtellte ihrer Produkte aufmerkſam gemacht wird. 


Juſtruktion 
zur Ausführung der 88 19 bis 29 des Geſetzes vom 
3. Juni 1880/1. Mai 1894, betreffend die Abwehr 
und Unterdrückung von Viehſeuchen. 


* 


Schlachtvieh finden die Vorſchriften dieſer Inſtruktion 
zur inſoweit Anwendung, als fie mit den Anordnungen 
ter 88 53 bis 56 des Geſetzes vereinbart find. Ins⸗ 
in ondere finden auch die genannten Anjtalten die Be⸗ 

immungen dieſer Inſtruktion über die öffentliche Be⸗ 
anntmachung der Seuchengusbrüche und über die Ver⸗ 


Perſonen, welche Verletzungen an den Händen 
oder an anderen unbedeckten Körpertheilen haben, dürfen 
zur Wartungder erkrankten Thierenicht verwendet werden. 

Unbefugten Perſonen iſt der Zutritt zu den für 
die kranken oder der Seuche verdächtigen Thiere be⸗ 
ſtiuunten Räumlichkeiten nicht zu geſtatten. 
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8 8. Thiere, welche am Milzbrande erkrankt 
oder dieſer Seuche verdächtig ſind, dürfen nicht ge: 
ſchlachtet werden (§ 31 des Geſetzes). 

Jeder Verkauf oder Verbrauch einzelner Theile, 
der Haare, der Wolle, der Milch oder ſonſtiger Pro⸗ 
dukte von milzbrandkranken oder der Seuche verdachtigen 
Thieren iſt zu verbieten. 

§ 9. Wenn in einem weniger als 20 Stück 
enthaltenden Rindvieh⸗ oder Schafviehbeſtande eines 
Gehöftes innerhalb acht Tagen mehr als ein Thier 
am Milzbrande erkrankt, ſo dürfen innerhalb der nächſt⸗ 
folgenden vierzehn Tage Thiere des betreffenden Be: 
ſtandes ohne polizeiliche Erlaubniß weder tobt noch 
lebend über die Grenzen der Feldmark ausgeführt 
werden. 

Dieſelbe Vorſchrift findet Anwendung auf die 
Thiere eines 20 oder mehr Stück enthaltenden Rind⸗ 
vieh⸗ oder Schafviehbeſtandes eines Gehöftes, ſowie 
auf die Thiere einer aus Rindern oder Schafen mehrerer 
Gehöfte beſtehenden Herde, wenn in dem Beſtande be⸗ 
ziehentlich in der Herde innerhalb acht Tagen mehr 
als der zehnte Theil am Milzbrande erkrankt. Wird 
die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere in einen 
anderen Polizeibezirk ertheilt, fo iſt die betreffende 
Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 

§ 10. Die Vornahme blutiger Operationen an 
milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen Thieren 
iſt nur approbirten Thierärzten geſtattet umd darf erſt 
nach der erfolgten Abſonderung der Thiere ſtattfinden. 

Eine Oeffnung des Kadavers darf ohne polizei⸗ 
liche Erlaubniß nur von approbirten Thierärzten vor: 
genommen werden (8 32 des Geſetzes). 

8 11. Die Kadaver gefallener oder getöbteter 
am Milzbrande kranker oder dieſer Seuche verdächtiger 
Thiere müſſen durch Anwendung hoher Hitzegrade 
(Kochen bis zum Zerfalle der Weichtheile, trodene 
Deſtillation, Verbrennen) oder ſonſt auf chemiſchem 
Wege ſofort unſchädlich beſeitigt werden. Die hier⸗ 
durch gewonnenen Produkte können frei verwendet 
werden. Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar 
iſt, erfolgt die Beſeitigung der Kadaver durch Ver⸗ 
graben. Zur Vergrabung der Kadaver ſind ſolche 
Stellen auszuwählen, welche von Pferden, Wiederkäuern 
und Schweinen nicht betreten werden, 
Viehfutter oder Streu weder geworben, noch vorüber⸗ 
gehend aufbewahrt wird. Die Gruben ſind möglichſt 
abgelegen und von Gebäuden und Gewäſſern mindeſtens 
30 Meter, von Wegen mindeſtens 3 Meter entfernt 
und ſo tief anzulegen, daß die Oberfläche der Kadaver 
vor einer unterhalb des Randes der Grube mindeſtens 
1 Meter ſtarken Erdſchicht bedeckt iſt. 

Die Abhäutung der Kadaver iſt verboten (§ 33 
des Geſetzes). Vor dem Vergraben ſind die Häute 
der Kadaver durch mehrfaches Zerſchneiden unbrauchbar 
zu machen, und die Kadaver ſelbſt mit Theer, Petroleum 
oder roher Karbolſäure zu übergießen. 

Nach Einbringung der Kadaver in die Grube 
und die durch Blut oder ſonſtige Abgänge verunreinigten 
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Stellen der Erd oder Raſenſchicht abzuſtoßen und mit 
den Kadavern zu vergraben. 

Es empfiehlt ſich, die Kadaver in den Gruben 
in friſchgelöſchten Kalk, Cement, Asphalt oder Gips 
einzubetten, ſofern hierdurch die Beſeitigung der Kadaver 
nicht verzögert wird. 

8 12. Bis zu ihrer unſchädlichen Beſeitigung 
ſind die Kadaver ſo aufzubewahren, daß ihre Berührung 
durch andere Thiere verhindert wird. 

Auch kann die Bewachung der Kadaver von der 
Polizeibehörde angeordnet werden. 

Beim Transporte müſſen die Kadaver ſo bedeckt 
ſein, daß kein Körpertheil ſichtbar iſt. 

Die Transportmittel (Wagen, Karren, Schleifen) 
müſſen ſo eingerichtet ſein, daß eine Verſchüttung von Blut, 
blutigen Abgängen oder Exkrementen nicht erfolgen kann. 

§ 13. Die Vorſchriften der 88 11 und 12 finden 
auch beim Ausbruche des Milzbrandes unter Wild⸗ 
ſtänden auf die Kadaver des gefallenen oder getoͤdteten 
Wildes Anwendung. 

8 14. Exkremente, 
von milzbrandkranken oder an 
Thieren, die Streu, der durch 
oder gefallener Thiere verunreinigte Dünger, auch 
Futter⸗ und Streuvorräthe, welche in den zu desinft⸗ 
zirenden Räumen lagern oder verdächtig find, den An? 
ſteckungsſtoff zu enthalten, müſſen ſorgfältig geſammelt 
und verbrannt und wie die Kadaver vergraben werden. 

Die durch Abfälle milzbrandkranker oder am Milz⸗ 
brande gefallener Thiere verunreinigten Fußböden, 
Stallwände, Ständer, Krippen, Tröge u. ſ. w., des⸗ 
gleichen die Stallgeräthſchaften und die zum Transporte 
der Kadaver benutzten Fuhrwerke oder Schleifen müſſen 
ohne Verzug nach Anordnung des beamteten Thier 
arztes und unter polizeilicher Ueberwachung desinftzirt 
werden (§ 27 des Geſetzes). j 
8 15. In denjenigen Bezirken, für welche auf 
Grund der Beſtimmung in § 11 des Geſetzes die An⸗ 
zeigepflicht bezüglich des Milzbrandes von der Landes 
regierung für vereinzelte Fälle erlaſſen iſt, müſſen die 
Schutzmaßregeln von der Polizeibehörde allgemein vor 
geſchrieben und durch amtliche Publikakion zur öffent 
lichen Kenntniß gebracht werden. l 

Zugleich iſt auf die Uebertragbarkeit des Mil 
brandes auf Menſchen und auf die gefährlichen Folgen 
eines unvorſichtigen Verkehrs mit milzbrandkranken 
oder der Seuche verdächtigen Thieren und einer Be⸗ 
nutzung ihrer Produkte aufmerkſam zu machen. 

Die angeordneten Schutzmaßregeln müſſen vol 
dem Beſitzer der Thiere oder deſſen Stellvertreter beim 
Ausbruche des Milzbrandes oder beim Auftreten DER 
dächtiger Erſcheimingen ausgeführt werden, ohne daß 
es in jedem Falle der Seuche der Zuziehung des be⸗ 
amteten Thierarztes bedarf ($ 15 des Geſetzes). 

B. Tollwuth. 
a. Hunde. b 

Hunde, welche von der Tollwuth befallen oder 
der Seuche verdächtig find (§ 1 Abſatz 2 des Geſetzes ! 


Blut und andere Abfälle 
Milzbrand gefallenen 
Auswurfſtoffe kranker 


müſſen von dem Beſitzer oder demjenigen, unter deſſen 
Auffiht fie ſtehen, ſofort getödtet oder bis zum polizei⸗ 
lichen Einſchreiten abgeſondert und in einem ſicheren 
Behältniſſe eingeſperrt werden (§ 34 des Geſetzes). 

Iſt der Transport eines erkrankten oder der 
Seuche verdächtigen Hundes zum Zweck der ſicheren 
Einſperrung unvermeidlich, ſo muß derſelbe in einem 
geſchloſſenen Behältniſſe erfolgen. 

Wenn ein Menſch oder ein Thier von einem an 
der Tollwuth erkrankten oder der Seuche verdächtigen 
Hunde gebiſſen iſt, jo iſt der Hund, wenn ſolches ohne 
Gefahr geſchehen kann, vor polizeilichem Einſchreiten 
nicht zu todten, ſondern behufs thierärztlicher Feſtſtellung 
ſeines Geſundheitszuſtandes einzuſperren. 

§ 17. Die Polizeibehörde hat zu veranlaſſen, 
daß der wegen Verdachtes der Tollwuth von dem Be⸗ 
ſitzer eingeſperrte Hund ſofort einer Unterſuchung durch 
den beamteten Thierarzt ($ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) 
unterzogen wird. 

Läßt die thierärztliche Unterſuchung Zweifel über 
den Zuſtand des Hundes, ſo muß die Einſperrung 
desſelben in einem ſicheren Behältniſſe auf den Zeit⸗ 
raum von acht Tagen ausgedehnt erfolgen. 

Venn der Beſitzer vor Ablauf dieſer Zeit durch 
ſchriftliche Beſcheinigung des beamteten Thierarztes 
nachweiſt, daß der Verdacht beſeitigt iſt, ſo kann die 
Sperre wieder aufgehoben werden. 

8 18. Iſt ein der Seuche verdächtiger Hund 
geſtorben oder getödtet worden, jo kann die Polizei⸗ 
behörde die Zerlegung des Kadavers durch den beamteten 
Thierarzt anordnen. Dieſe Anordnung muß getroffen 
werden, wenn der Hund einen Menſchen oder ein Thier 
gebiſſen hat. 

§ 19. Iſt die Tollwuth eines Hundes feſtgeſtellt, 
ſo iſt die ſofortige Tödtung desſelben anzuordnen. 

Auch hat die Polizeibehörde die ſofortige Tödtung 
aller derjenigen Hunde und Katzen anzuordnen, welche 
von dem wuthkranken Thiere gebiſſen ſind, oder rück⸗ 
ſichtlich welcher der Verdacht vorliegt, daß ſie von dem 
wuthkranken Thiere gebiſſen ſind. 

Ausnahmsweiſe kann die mindeſtens dreimonat⸗ 
liche Abſperrung eines der Tollwuth verdächtigen Hundes 
geſtattet werden, ſofern dieſelbe nach dem Ermeſſen 
der Polizeibehörde mit genügender Sicherheit durch⸗ 
zuführen iſt, und der Beſitzer des Hundes die daraus 
und aus der polizeilichen Ueberwachung erwachſenden 
Koſten trägt ($ 37 des Geſetzes). 

Den Ausbruch der Tollwuth hat die Polizei: 
behörde auf ortsübliche Weiſe und durch Bekanntmachung 
in dem für amtliche Publikationen beſtimmten Blatte 
(Kreis-, Anitsblatt u. |. w.) zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

§ 20. Iſt ein wuthkranker oder ein der Seuche 
verdächtiger Hund frei umhergelaufen, ſo muß von der 
Polizeibehörde ſofort die Feſtlegung (Ankettung oder 
Einſperrung) aller in dem gefährdeten Bezirke vor⸗ 
handenen Hunde für einen Zeitraum von drei Monaten 
angeordnet werden ($ 38 des Geſetzes). 
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Der Feſtlegung gleichzuachten iſt das Führen der 
mit einem ſicheren Maulkorbe verſehenen Hunde an 
der Leine; jedoch dürfen die Hunde ohne polizeiliche 
Erlaubniß aus dem gefährdeten Bezirke nicht aus⸗ 
geführt werden. 

Als gefährdet gelten alle Ortſchaften, in welchen 
der wuthkranke oder der der Seuche verdächtige Hund 
geſehen worden iſt, und die bis vier Kilometer von 
dieſen Ortſchaften entfernten Orte einſchließlich der 
Gemarkungen derſelben. 

Die Benutzung der Hunde zum Ziehen iſt unter 
der Bedingung geſtattet, daß dieſelben feſt angeſchirrt, 
mit einem ſicheren Maulkorbe verſehen und außer der 
Zeit des Gebrauches feſtgelegt werden. 

Die Verwendung von Hirtenhunden zur Begleitung 
der Herde, von Fleiſcherhunden zum Treiben von Vieh 
und von Jagdhunden bei der Jagd kann unter der 
Bedingung geſtattet werden, daß die Hunde außer der 
Zeit des Gebrauches (außerhalb des Jagdrevieres) feſt⸗ 
gelegt oder, mit einem ſicheren Maulkorbe verſehen, 
an der Leine geführt werden. 

Wenn Hunde der Vorſchrift dieſes Paragraphen 
zuwider frei umherlaufend betroffen werden, ſo kann 
deren ſofortige Tödtung polizeilich angeordnet werden. 

§ 21. Die auf Grund der Vorſchrift des 8 20 
von der Polizeibehörde getroffenen Anordnungen ſind 
ſofort auf ortsübliche Weiſe und durch Bekanntmachung 
in dem für amtliche Publikationen beſtimmten Blatte 
(Kreis-, Amtsblatt u. |. w.) zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. Die gefährdeten Gemeinden oder Ort⸗ 
ſchaften ſind einzeln zu bezeichnen. 

p. Katzen. 

8 22. Die Vorſchriften der 88 16 bis 21 ſinden 
auf Katzen, welche von der Tollwuth befallen, oder 
der Seuche oder der Anſteckung verdächtig ſind (8 1 
Abſatz 2 des Geſetzes) ſinngemäße Anwendung. 

c. Andere Hausthiere. 

8 23. Andere Hausthiere, von welchen feſtſteht 
oder rückſichtlich welcher der Verdacht vorliegt, daß ſie 
von einem wuthkranken oder einem der Seuche ver⸗ 
dächtigen Thiere gebiſſen ſind, ohne daß ſie bereits 
der Seuche verdächtig geworden ſind, müſſen von der 
Polizeibehörde ſofort und für die Dauer der Gefahr 
unter polizeiliche Beobachtung geſtellt werden ($ 19 
des Geſetzes). Die Abſchlachtung folder Thiere iſt 
geſtattet (vergleiche jedoch $ 29). Inn letzteren Falle 
müſſen vor weiterer Verwerthung des Thieres die: 
jenigen Körpertheile, an welchen ſich Bißwunden be⸗ 
finden, unſchädlich beſeitigt werden. 

8 24. Die Dauer der Gefahr iſt für Pferde 
auf drei Monate, für Rindvieh auf vier Monate, für 
Schafe, Ziegen und Schweine auf zwei Monate zu 
bemeſſen. 

8 25. Während der Dauer der polizeilichen 
Beobachtung dürfen die Thiere ohne polizeiche Erlaubniß 
ihren Standort (Gehöft) nicht wechſeln. Im Falle des 
mit polizeilicher Erlaubniß erfolgten Wechſels iſt die 
Beobachtung in dem neuen Standorte fortzuſetzen. 

al 
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Wenn die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere 
in einen anderen Polizeibezirk ertheilt wird, ſo muß 
die betreffende Polizeibehörde behufs Fortſetzung der 
Beobachtung von der Sachlage in Kenntniß geſetzt werden. 

§ 26. Die Benutzung der unter polizeiliche Be⸗ 
obachtung geſtellten Thiere, ſowie der Weidegang der⸗ 
ſelben iſt geſtattet. Der Beſitzer der Thiere oder der 
Vertreter desſelben iſt aber anzuhalten, von dem 
etwaigen Auftreten ſolcher Krankheitserſcheinungen, 
welche den Ausbruch der Tollwuth befürchten laſſen, 
ungeſäumt der Polizeibehörde Anzeige zu machen. 
Letztere hat hierauf die ſofortige Unterſuchung der er⸗ 
krankten Thiere durch den beamteten Thierarzt zu 
veranlaſſen und, ſofern ſich das Vorhandenſein des 
Seuchenverdachtes beſtätigt, die Stallſperre für die 
erkrankten Thiere anzuordnen, wenn der Beſitzer nicht 
die Tödtung derſelben vorzieht. 

§ 27. Iſt die Tollwuth bei einem Thiere feſt⸗ 
geſtellt, ſo hat die Polizeibehörde die ſofortige Tödtung 
desſelben anzuordnen (§ 37 des Geſetzes). 

d. Alle Arten von Thieren. 

8 28. Vor polizeilichem Einſchreiten dürfen bei 
wuthkranken oder der Seuche verdächtigen Thieren keiner⸗ 
lei Heilverſuche angeſtellt werden (§ 35 des Geſetzes). 

§ 29. Das Schlachten wuthkranker oder der 
Seuche verdächtiger Thiere, ſowie jeder Verkauf oder 
Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder ſonſtiger 
Erzeugniſſe derſelben ift verboten (§ 36 des Geſetzes). 

30. Die Kadaver der gefallenen oder ge⸗ 
tödteten wuthkranken oder der Seuche verdächtigen 
Thiere ſind durch Anwendung hoher Hitzegrade (Kochen 
bis zum Zerfalle der Weichtheile, trockene Deſtillation, 
Verbrennen) oder ſonſt auf chemiſchem Wege ſofort 
unſchädlich zu beſeitigen. Die hierdurch gewonnenen 
Produkte können frei verwendet werden. 

Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar 
iſt, erfolgt die Beſeitigung der Kadaver durch Ver⸗ 
graben, nachdem die Haut durch mehrfaches Zerſchneiden 
unbrauchbar gemacht iſt. 

Das Abhäuten der Kadaver iſt verboten (§ 39 
des Geſetzes). 

Die Sektion eines Kadavers darf nur von 
approbirten Thierarzten vorgenommen werden. 

e. Desinfektion. 

8 31. Die Ställe, in welchen ſich wuthkranke 
Thiere befunden haben, die Geräthſchaften und ſonſtigen 
Gegenſtände, die mit kranken Thieren in Berührung 
gekommen find, müſſen vorſchriftsmäßig desinfizirt 
werden. Die Streu wuthkranker oder der Seuche ver⸗ 
dächtiger Hunde und die von ſolchen benutzten Hunde⸗ 
hütten, ſoweit fie von Holz oder Stroh find, müſſen 
verbrannt werden. 

Die Desinfektion muß nach Anordnung des be⸗ 
amteten Thierarztes und unter polizeilicher Ueber⸗ 
wachung erfolgen ($ 27 des Geſetzes). 

Der Beſitzer der zu desinfizirenden Gegenſtände 
oder der Verteter des Beſitzers iſt anzuhalten, ohne 
Verzug die Desinfektionsarbeiten ausführen zu laſſen. 
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Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion 
hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde eine 
Beſcheinigung einzureichen. 

, dez Wu ruin der Pferde, Eſel, 

Maulthiere und Mauleſel. 

a. Allgemeine Vorſchriften. 

§ 32. Wenn bei einem Pferde die Rotz⸗(Wurm⸗) 
Krankheit oder der Verdacht der Seuche ($ 1 Abſatz 2 
des Geſetzes) feſtgeſtellt iſt (§ 12 des Geſetzes), ſo iſt 
von der Polizeibehörde und dem beamteten Thierarzte 
(S 2 Abſatz 3 des Geſetzes) möglichſt zu ermitteln, 
wie lange die verdächtigen Erſcheinungen ſchon be⸗ 
ſtanden haben, ob neuerdings Pferde aus dem Gehöfte 
verkauft oder in verdächtiger Weiſe entfernt ſind, ob 
die kranken oder der Seuche verdäch'igen Pferde mit 
anderen Pferden in Berührung gekommen, ob und 
wo dieſelben erworben ſind, und wer der frühere Be⸗ 
ſitzer war. 

Nach dem Ergebniſſe dieſer Ermittelungen ſind 
die etwa erforderlichen Maßregeln ohne Verzug zu 
treffen, und nöthigenfalls die anderen betheiligten 
Polizeibehörden von dem Ergebniſſe der Ermittelungen 
in Kenntniß zu ſetzen. 

Die Ortspolizei hat außerdem jeden in ihrem 
Bezirke feſtgeſtellten erſteeſe asbruch ſofort den Polizei⸗ 
behörden aller dem Seuchenorte benachbarten deutſchen 
Gemeinden auf mündlichem oder ſchriftlichem Wege, 
wo thunlich unter Benutzung des Telegraphen oder 
des Telephons mitzutheilen, welche ihrerſeits gleichfalls 
den Seuchenausbruch zur Kenntniß der Ortseinwohner 
zu bringen haben. 

§ 33. Läßt ſich nach den ermittelten That⸗ 
umſtänden annehmen, daß eine größere Verbreitung 
der Rotzkrankheit in einer Gegend oder in einem Orte 
ſtattgefunden hat, ſo kann eine Reviſion ſämmtlicher 
Pferdebeſtände der Gegend oder des Ortes oder ein⸗ 
zelner Ortstheile durch den beamteten Thierarzt von 
der Polizeibehörde angeordnet werden. 

§ 34. Die Polizeibehörde und der beamtete 
Thierarzt haben dafür Sorge zu tragen, daß der Be: 
ſitzer oder der Vertreter des Beſitzers eines rotzkranken 
oder der Seuche verdächtigen Pferdes auf die Gefahr 
der Anſteckung durch unvorſichtigen Verkehr mit dem 
kranken Thiere aufmerkſam gemacht wird. 

Der Wärter eines ſolchen Pferdes iſt von jeder 
Dienſtleiſtung bei anderen Pferden auszuſchließen und 
darf nicht in dem Krankenſtalle ſchlafen. Perſonen, 
welche Verletzungen an den Händen oder anderen un 
bedeckten Körpertheilen haben, dürfen zur Wartung des 
erkrankten Thieres nicht verwendet werden. 

§ 35. Erfolgt die Ermittelung des Seuchen: 
ausbruches oder des Seuchenverdachtes in Abweſenheit 
des leitenden Polizeibeamten, ſo hat der beamtete 
Thierarzt die ſofortige Abſperrung der kranken und 
der der Seuche verdächtigen, ſowie die polizeiliche Be⸗ 
obachtung der der Anſteckung verdächtigen Pferde vor 
läufig anzuordnen. Von dieſer Anordnung, welche 
dem Beſitzer der Pferde oder deſſen Vertreter durch 
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protokollariſche oder anderweitige Schriftliche Eröffnung 
mitzutheilen iſt, hat der beamtete Thierarzt ſofort der 
Polizeibehörde eine Anzeige zu machen. 

In ſeinem Berichte an die Polizeibehörde hat 
derſelbe die rotzkranken und die verdächtigen (§ 1 
Abſatz 2 des Geſetzes) Pferde näher zu bezeichnen. 

§ 36. Die Polizeibehörde hat von jedem erſten 
Seuchenverdachte und von jedem erſten Seuchenausbruche 
in einer Ortſchaft, ſowie von dem Verlaufe und von 
dem Erlöſchen der Seuche dem Generalkommando bes- 
jenigen Armeekorps, in deſſen Bezirk der Seuchenort 
liegt, ſofort ſchriftlich Mittheilung zu machen. Be⸗ 
findet ſich an dem Seuchenorte eine Garniſon, ſo iſt 
die Mittheilung dem Gouverneur, Kommandanten oder 
Garniſonälteſten zu machen (§ 44 des Geſetzes). 

b. Rotzkranke Pferde. 

§ 37. Iſt der Rotz bei Pferden feſtgeſtellt, fo 
hat die Polizeibehörde, ſoweit erforderlich, nach vor- 
gängiger Ermittelung der zu leiſtenden Entſchädigung, 
die unverzügliche Tödtung der Thiere anzuordnen 
($ 40 des Geſetzes). 

Den Ausbruch der Rotzkrankheit hat die Polizei⸗ 

behörde auf ortsübliche Weiſe und durch Bekanntmachung 
in dem für amtliche Publikationen beſtimmten Blatte 
(Kreis, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
N Der Stall, in welchem ſich rotzkranke Pferde be⸗ 
finden, iſt an der Haupteingangsthür oder an einer 
ſonſtigen geeigneten Stelle mit der Inſchrift: „Rotz“ 
zu verſehen. 

§ 38. Bis zu ihrer Tödtung find bie roß- 
kranken Pferde ſo abzuſperren, daß ſie mit anderen 
Pferden nicht in Berührung kommen können. 

Die zur Wartung rotzkranker Pferde benutzten 
Geräthſchaften dürfen vor erfolgter Desinfektion aus 
dem Abſperrungsraume nicht entfernt werden. 

$ 39. Die Tödtung der rotzkranken Pferde muß 
an abgelegenen oder an anderen, von der Polizeibehörde 
ür geeignet erachteten Orten erfolgen. Bei dem Traus⸗ 
porte nach dieſen Orten muß dafür Sorge getragen 
werden, daß jede Berührung der rotzkranken Pferde 
mit anderen Pferden vermieden wird. 

§ 40. Die Kadaver gefallener oder getödteter 

rotzkranker Pferde find durch Anwendung hoher Hitze⸗ 
grade (Kochen bis zum Zerfalle der Weichtheile, trockene 
Deſtillation, Verbrennen) oder ſonſt auf chemiſchem 
Wege ſofort unſchädlich zu beſeitigen. 
N Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar 
iſt, ſind die Kadaver an abgelegenen Orten zu ver— 
graben, nachdem die Haut durch mehrfaches Zerſchneiden 
unbrauchbar gemacht iſt. 

Die Gruben ſind ſo tief anzulegen, daß die 
Oberfläche der Kadaver von einer mindeſtens 1 Meter 
ſtarken Erdſchicht bedeckt wird. 

Das Abhäuten der Kadaver, ſowie die Benutzung 
aare und Hufe iſt verboten. 

e. Der S. iche verdächtige Pferde. 
§ 41. Die Polizeibehörde hat die Tödtung und 
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Zerlegung der der Seuche verdächtigen Pferde an⸗ 

zuordnen (§ 42 des Geſetzes): 

1. wenn von dem beamteten Thierarzte der Aus⸗ 
bruch der Rotzkrankheit auf Grund der vor⸗ 
liegenden Anzeichen für wahrſcheinlich erklärt 
wird. Der beamtete Thierarzt hat dabei zu 
beachten, ob die der Seuche verdächtigen Pferde 
der Anſteckung durch rotzkranke Pferde nach⸗ 
weislich ausgeſetzt geweſen ſind, ob verdächtiger 
Naſenausfluß, harte Drüſenanſchwellungen, nament⸗ 
lich im Kehlgange, verdächtige Lymphgefäßan⸗ 
ſchwellungen, verdächtige Knoten in der Haut, 
verdächtige Anſchwellung einzelner Gliedmaßen 
beſtehen, beſonders aber, ob zwei oder mehrere 
dieſer Erſcheinungen gleichzeitig vorhanden ſind 
oder neben einem einzelnen der genannten Krank: 
heitszeichen Dämpfigkeit oder ſchlechte Beſchaffen⸗ 
heit des Haares wahrgenommen wird; 

wenn durch anderweite, den Vorſchriften des 
Geſetzes entſprechende Maßregeln ein wirkſamer 
Schutz gegen die Verbreitung der Seuche nach 
Lage des Falles nicht erzielt werden kann. 

. wenn der Beſitzer die Tödtung beantragt, und 
die beſchleunigte Unterdrückung der Seuche im 
öffentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 
§ 42. Der Seuche verdächtige Pferde müſſen 

bis dahin, daß entweder ihre Tödtung erfolgt oder 

ihre vollſtändige Geneſung oder Unverdächtigkeit von 
dem beamteten Thierarzte auf Grund ſorgfältiger 

Unterſuchung beſcheinigt iſt, unter Stallſperre gehalten 

werden, ſo daß jede Berührung oder Gemeinſchaft mit 

anderen Pferden wirkſam verhindert wird. 

Die Polizeibehörde hat zu dieſem Zweck das Er⸗ 
forderliche anzuordnen und den Beſitzer des Stalles zu 
ſolchen Einrichtungen anzuhalten, welche die wirkſame 
Durchführung der vorgeſchriebenen Sperre ſicherſtellen 
(§ 22 des Geſetzes). 

Eine Entfernung des der Stallſperre unter⸗ 
worfenen Pferdes aus dem Abſperrungsraume darf 
ohne ausdrückliche Erlaubniß der Polizeibehörde nicht 
jtattfinden. Ferner dürfen die zur Wartung des ab⸗ 
geſperrten Pferdes benutzten Stallutenſilien, Krippen, 
Raufen und ſonſtigen Geräthſchaften vor erfolgter 
Desinfektion aus dem Abſperrungsraume nicht entfernt 
werden. 

§ 43. Die Polizeibehörde hat die unter Sperre 
geſtellten Pferde mindeſtens alle vierzehn Tage durch 
den beamteten Thierarzt unterſuchen zu laſſen. 

Wenn der beamtete Thierarzt nach dem Ergeb⸗ 
niſſe dieſer Unterſuchungen den Ausbruch der Rotz⸗ 
krankheit bei einem als der Seuche verdächtig abge⸗ 
ſperrten Pferde für feſtgeſtellt oder auf Grund der 
vorliegenden Anzeichen für wahrſcheinlich erklärt oder 
die Unverdächtigkeit eines ſolchen Pferdes beſcheinigt, 
ſo hat die Polizeibehörde ohne Verzug die vorſchrifts⸗ 
mäßigen Anordnungen zu treffen. 

§ 44. Iſt ein wegen Seuchenverdachtes unter 
Sperre geſtelltes Pferd gefallen oder auf Veranlaſſung 


des Beſitzers getödtet worden, jo hat die Polizeibehörde 
die Zerlegung des Pferdes durch den beamteten Thier⸗ 
arzt anzuordnen. 

Die nach dem Erbgebniſſe der Zerlegung er⸗ 
forderlichen anderweitigen Anordnungen ſind von der 
Polizeibehörde ohne Verzug zu treffen. 

8 45. Werden die unter Sperre geſtellten Pferde 
in verbotswidriger Benutzung oder außerhalb der ihnen 
angewieſenen Räumlichkeit oder an Orten, zu welchen 
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Pferde ſofort der 
unter Beobachtung (8 46) oder Stallſperre (8 51) 


ihr Zutritt verboten iſt, betroffen, ſo kann die Polizei⸗ 
behörde die ſofortige Tödtung derſelben anordnen 
(S 25 des Geſetzes). 

d. Der Anſteckung verdächtige Pferde. 

8 46. Alle Pferde, welche mit rotzkranken oder 
der Seuche verdächtigen Pferden gleichzeitig in einem 
Stalle geſtanden haben oder ſonſt in nachweisliche 
Berührung gekommen ſind, aber noch keine verdächtigen 
Krankheitserſcheinungen zeigen, ſind in beſonderen Stall⸗ 
räumen unter polizeiliche Beobachtung zu ſtellen. In 
dieſe Stallräume dürfen andere Pferde nicht eingeſtellt 
werden. 

8 47. Die Polizeibehörde hat die unter Be⸗ 
obachtung geſtellten Pferde mindeſtens alle vierzehn 
Tage durch den beamteten Thierarzt unterſuchen zu laſſen. 

8 48. Der Beſitzer der unter Beobachtung ge⸗ 
ſtellten Pferde oder deſſen Vertreter iſt anzuhalten, 
von dem Auftreten verdächtiger Krankheitserſcheinungen 
an einem Pferde, insbeſondere von Naſenausfluß, 
Drüſenanſchwellungen im Kehlgange oder Anſchwellungen 
in der Haut, der Polizeibehörde ohne Verzug eine 
Anzeige zu machen und das erkrankte Pferd ſofort 
von den übrigen Pferden abzuſondern und unter Stall⸗ 
ſperre zu halten. 

Die Polizeibehörde hat auf die Anzeige unver⸗ 
züglich eine Unterſuchung des Pferdes durch den be⸗ 
amteten Thierarzt zu veranlaſſen. 

8 49. Solange die unter Beobachtung ſtehenden 
Pferde bei der thierärztlichen Unterſuchung frei von 
rotverdächtigen Krankheitserſcheinungen befunden werden, 
iſt der Gebrauch derſelben innerhalb der Grenzen des 
Ortes und der Feldmark zu geſtatten. 

Der Gebrauch der Pferde außerhalb des Ortes 
und der Feldmark darf nur mit ausdrücklicher Erlaubniß 
der Polizeibehörde ſtattfinden. Dieſe Erlaubniß iſt 
nur unter der Bedingung zu ertheilen, daß die Pferde 
nicht in andere Stallungen eingeſtellt und daß für 
dieſelben fremde Futterkrippen, Tränkeimer oder Ge⸗ 
räthſchaften nicht benutzt werden. 

50. Die Dauer der polizeilichen Beobachtung 
iſt mindeſtens auf ſechs Monate feſtzuſetzen. 

Während dieſer Zeit dürfen die Pferde ohne 
schriftliche Erlaubniß der Polizeibehörde nicht in andere 
Stallungen oder Räumlichkeiten gebracht werden. 

Im Falle der mit polizeilicher Erlaubniß er⸗ 
folgten Ueberführung it die Beobachtung in den neuen 
Stallungen oder Räumlichkeiten fortzuſetzen. 

Wird die Erlaubniß zur Weberführung der Pferde 
in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, ſo muß die 


Beſitzers getödtet worden, ſo 
die Zerlegung des Pferdes durch 


lichen anderweitigen Anordnungen find von der Polizei 
behörde ohne Verzug zu treffen. 


Pferden, welche der 
zuordnen, wenn der Bef 
und nach dem Ermeſſen der höheren Behörde die be⸗ 
ſchleunigte Unterdrückung der Seuche im öffentlichen 


betreffende Polizeibehörde behufs Fortſetzung der BA 

obachtung von der Sachlage in Kenntniß geſetzt werden. 

8 51. Wird den polizeilichen Anordnungen, von 

dem Beſitzer der unter Beobachtung geſtellten Pferbe 
nicht pünktlich Folge geleiſtet, ſo ſind die betreffenden 

Stallſperre zu unterwerfen. 5 

8 52. Iſt ein wegen Verdachtes der Anſteckung 


geftelltes Pferd gefallen oder auf Veranlaſſung des 
hat die Polizeibehörde 
den beamteten Thier⸗ 
arzt anzuordnen. 

Die nach dem Ergebniſſe der Zerlegung erforder‘ 


8 53. Die Polizeibehörde hat die Tödtung von 


Anſteckung verdächtig find, an 


itz die Tödtung beantragt 


Intereſſe erforderlich iſt. 
e. Desinfektion. 

8 54. Die Desinfektion der Stallungen und 
Räumlichkeiten, in welchen rotzkranke oder der Seuche“ 
verdächtige Pferde geſtanden haben, ſowie der Krippen, 
Raufen, Tränkeimer und Geräthſchaften, welche be 
den Thieren benutzt worden ſind, der Geſchirre, Decken, 
Sättel, ſowie der Deichſeln, an denen ſolche Pferde 
gearbeitet haben, muß nach Anordnung des beamteten 
Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwachung el 
folgen. Von der Desinfektion iſt abzuſehen, wen 
nur der Seuche verdächtige Pferde in dem Stalle ge 
ſtanden haben und dieſe von dem beamteten Thiel 
arzte für rotzfrei erklärt worden ſind. | 

Die Polizeibehörde hat den Beſitzer anzuhalten 
die erforderlichen Desinfektionsarbeiten ohne Verzug 
ausführen zu laſſen. 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion 
hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde ein 
Beſcheinigung einzureichen. 

f. Aufhebung der Schutzmaßregeln. } 

8 55. Die Seuche gilt als erloſchen und 5 
angeordneten Schutzmaßregeln ſind von der Poli 
behörde aufzuheben: 4 

1. wenn die rotzkranken Pferde gefallen oder ge 
tödtet find; 
wenn die der Seuche verdächtigen Pferde gefallen 
getödtet oder von dem beamteten Thierarzte il 
geſund erklärt worden find; 3 
3. wenn die der Anſteckung verdächtigen Pferde 1 

fallen oder getödtet ſind oder während der nn 
der Beobachtung keine rotzverdächtigen Erſcheiml 
gen gezeigt haben; 


2. 


und 
wenn die vorſchriftsmäßige Desinfektion 
folgt iſt. ich 
Das Erlöſchen der Seuche iſt auf ortsib 


Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für am 
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Publikationen beſtimmten Blatte (Kreis⸗, Amtsblatt 
u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

g. Anwendung auf andere Einhufer. 

§ 56. Die für Pferde in den 88 32 bis 55 
ertheilten Vorſchriften finden auch auſ Eſel, Maulthiere 
und Mauleſel Anwendung. 

D. Maul⸗ und Klauenſeuche. 

a. Verdacht der Seuche. 

§ 57. Der Seuche verdächtige Wiederkäuer und 
Schweine (§ 1 Abſatz 2 des Geſetzes) müſſen bis da⸗ 
hin, daß ihre Unverdächtigkeit von dem beamteten 
Thierarzte auf Grund ſorgfältiger Unterſuchung be⸗ 
ſcheinigt iſt, unter Gehöftsſperre beziehungsweiſe Weide⸗ 
ſperre oder Feldmarkſperre gehalten werden, ſo daß 
jede Berührung oder Gemeinſchaft derſelben mit Wieder⸗ 
käuern oder Schweinen ſeuchefreier Beſtände wirkſam 
verhindert wird. 

b. Ausbruch der Seuche. 

§ 57 a. Iſt der Ausbruch der Maul: und 
Klauenſeuche durch das Gutachten des beamteten Thier⸗ 
arztes (§ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) feſtgeſtellt ($ 12 
des Geſetzes), ſo kann die Polizeibehörde auf die An⸗ 
zeige neuer Seuchenausbrüche in dem Seuchenorte ſelbſt 
oder in deſſen Umgegend ſofort die erforderlichen 
polizeilichen Schutzmaßregeln anordnen, ohne daß es 
in jedem Falle einer vorgängigen ſachverſtändigen Er⸗ 
mittelung durch den beamteten Thierarzt bedarf ($ 15 
des Geſetzes). 

In ſolchen Fällen hat jedoch die Polizeibehörde 
den beamteten Thierarzt ſofort von ihren Anordnungen 
in Kenntniß zu ſetzen. 

8 58. Der erſtmalige Ausbruch der Maul- und 
Klauenſeuche in einer bis dahin ſeuchefreien Ortſchaft 
iſt nach erfolgter Feſtſtellung von der Polizeibehörde 
ſofort auf ortsübliche Weiſe und durch Bekanntmachung 
in dem für amtliche Publikationen beſtimmten Blatte 
(Kreis, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen, auch den Polizeibehörden aller dem Seuchen⸗ 
orte benachbarten deutſchen Gemeinden auf mündlichem 
oder ſchriftlichem Wege, wo thunlich unrer Benutzung 
des Telegraphen oder des Telephons mitzutheilen, 
welche ihrerſeits gleichfalls den Seuchenausbruch zur 
Kenntniß der Ortseinwohner zu bringen haben. 

Das Seuchengehöft iſt am Haupteingangsthore 
oder an einer ſonſtigen geeigneten Stelle in augen⸗ 
fälliger und haltbarer Weiſe mit der Inſchrift: „Maul⸗ 
und Klauenſeuche“ zu verſehen. 

An allen Eingängen des Seuchenortes ſind Tafeln 
mit gleicher Inſchrift aufzuſtellen. In größeren Orten 
iſt die Aufſtellung der Tafeln in der Regel auf einzelne 
Straßen oder Theile des Ortes zu beſchränken. 

8 59. Die kranken und die verdächtigen Wieder⸗ 
Eier und Schweine unterliegen der Gehöftsſperre mit 
en nachſtehend aufgeführten Erleichterungen. 

Als der Anſteckung verdächtig ($ 1 Abſatz 2 des 
Geſetzes) gelten alle Wiederkäuer und Schweine, welche 
mit einem kranken oder der Seuche verdächtigen Thiere 
in demſelben Gehöfte, derſelben Herde oder auf der⸗ 
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ſelben Weide ſich befinden oder in den letzten fünf 
Tagen ſich befunden haben. 

In ſolchen Fällen, in welchen eine ſtrenge Durch⸗ 
führung der Gehöftsſperre zu große wirthſchaftliche 
Nachtheile verurſachen würde, dürfen von der Polizei⸗ 
behörde nachſtehende Erleichterungen ausnahmsweiſe 
gewährt werden, nachdem durch die Erklärung des be: 
amteten Thierarztes feſtgeſtellt worden iſt, daß durch 
dieſe Erleichterungen die Gefahr der Seuchen verbreitung 
nicht herbeigeführt oder vergrößert wird. 

Der Weidegang kranker, der Seuche oder der 
Anſteckung verdächtiger Thiere darf unter der Be⸗ 
dingung geſtattet werden, daß die Thiere dabei keine 
Wege und keine Weiden betreten, welche von Wieder⸗ 
käuern und Schweinen aus ſeuchefreien Gehöften be⸗ 
nutzt werden, und daß ſie auf der Weide mit ſolchen 
Wiederkäuern und Schweinen nicht in Berührung 
kommen. Erforderlichenfalls hat die Polizeibehörde 
dafür Sorge zu tragen, daß auf gemeinſchaftlichen 
Weiden die Hütungsgrenzen für das geſunde und für 
das kranke oder verdächtige Vieh regulirt werden. 
Die von den kranken oder verdächtigen Thieren be⸗ 
nutzten Weideflächen ſind durch Tafeln mit der In⸗ 
ſchrift: „Maul- und Klauenſeuche“ kenntlich zu machen. 

Die der Anſteckung verdächtigen Rinder dürfen 
zur Feldarbeit benutzt werden, ſofern ſie auf das Arbeits⸗ 
feld gelangen konnen, ohne Wege zu betreten, welche 
von Wiederkäuern und Schweinen aus ſeuchefreien 
Gehöften benutzt werden. 

Die Ueberführung der unter Gehöftsſperre ſtehenden 
Thiere in ein anderes Gehöft derſelben Ortſchaft darf 
ausnahmsweiſe genehmigt werden, wenn damit eine 
Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche nicht verbunden 
iſt. Dabei müſſen die Thiere zu Wagen oder in ſolcher 
Weiſe transportirt werden, daß ſie die von Wieder⸗ 
käuern oder Schweinen aus ſeuchefreien Gehöften be⸗ 
nutzten Wege nicht betreten. 

Die Ausführung der der Anſteckung verdächtigen 
Wiederkäuer und Schweine aus dem geſperrten Gehöfte, 
der Ortſchaft, der Weide, der Feldmark oder einem 
anderen Sperrgebiete zum Zweck ſofortiger Abſchlachtung 
darf nur geſtattet werden, wenn die unmittelbar vor⸗ 
ausgehende thierärztliche Unterſuchung ergiebt, daß 
kein Thier des betreffenden Transportes von der Maul⸗ 
und Klauenſeuche befallen iſt. Mit dieſer Maßgabe 
iſt ſie unter der Bedingung zu genehmigen, daß die 
Thiere zu Wagen oder auf Wagen transportirt werden 
müſſen, die von Wiederkäuern oder Schweinen aus 
ſeuchefreien Gehöften nicht betreten werden: 

1. nach benachbarten Orten; 

2. nach in der Nähe befindlichen Eiſenbahnſtationen, 
behufs der Weiterbeförderung nach ſolchen Schlacht⸗ 
viehhöfen oder öffentlichen Schlachthäuſern, welche 
unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufficht 
ſtehen, vorausgeſetzt: 

a) daß die Polizeibehörde des Schlachtortes ſich 

mit der Zuführung der Thiere vorher ein⸗ 
verſtanden erklärt hat; 


b) daß die Thiere dieſen Anſtalten direkt mittelſt 
der Eiſenbahn oder doch von der Ablade⸗ 
ſtation aus mittelſt Wagen zugeführt werden. 
Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung oder durch unmittelbare poli⸗ 
zeiliche Begleitung iſt dafür Sorge zu tragen, 
daß eine Berührung mit anderen Wieder⸗ 
käuern oder Schweinen auf dem Transporte 
nicht ſtattfinden kann. 


§ 59a. Bei größerer Seuchengefahr kann die 
Polizeibehörde für den Seuchenort oder für ein um 
denſelben ohne Rückſicht auf Feldmarkgrenzen zu be⸗ 
ſtimmendes Gebiet alle der Seuchengefahr ausgeſetzten 
Wiederkäuer und Schweine, auch wenn dieſelben der 
Anſteckung nicht verdächtig find, unter polizeiliche Be⸗ 
obachtung ($$ 19 und 22 des Geſetzes) ſtellen. 

Aus dem Beobachtungsgebiete dürfen Wiederkäuer 
und Schweine ohne ausdrückliche Genehmigung der 
Polizeibehörde nicht entfernt werden. Die Genehmigung 
iſt zu verſagen, wenn die Gefahr einer Verſchleppung 
der Seuche nicht durch polizeilich anzuordnende Maß⸗ 
regeln beſeitigt werden kann. 

Zum Zweck ſofortiger Abſchlachtung iſt indeß die 
Ausführung der unter Beobachtung geſtellten Thiere 
unter den im vorſtehenden § 59 Abſatz 7 aufgeführten 
Bedingungen zu geſtatten. 


8 60. Die Abſonderung oder die Stallſperre 
der erkrankten und der verdächtigen Thiere des Seuchen⸗ 
gehöftes, ſowie des nach § 59a der polizeilichen Be⸗ 
obachtung unterſtellten Viehes kann von der Polizei⸗ 
behörde angeordnet werden, wenn der Beſitzer die poli⸗ 
zeilich angeordneten Verkehrs⸗ und Nutzungsbeſchrän⸗ 
kungen übertritt. 

8 61. Das Weggeben der Milch von kranken 
Thieren im rohen, ungekochten Zuſtande behufs un⸗ 
mittelbarer Verwendung zum Genuſſe für Menſchen 
oder Thiere, oder an Sammelmolkereien iſt verboten. 

Bei größerer Seuchengefahr iſt das Weggeben 
von Milch aus einem Seuchengehöfte, einer der Sperre 
unterworfenen Ortſchaft, Feldmark oder einem ſonſtigen 
Sperrgebiete an die Bedingung zu knüpfen, daß die 
Milch vorher abgekocht wird (§ 44a Abſatz 1 des 
Geſetzes). Das Weggeben ungekochter Milch aus Sam: 
melmolkereien kann in Zeiten der Seuchengefahr und 
für die Dauer derſelben verboten werden; für Liefe- 
rungen von Milch nach ſolchen Sammelmolkereien, aus 
denen das Weggeben ungekochter Milch verboten iſt, 
kann von dem im Abſatz 1 bezeichneten Verbote ab⸗ 
geſehen werden. Iſt einer der betheiligten Viehbeſtände 
unter Sperre geſtellt, ſo darf die Milch nur nach er⸗ 
folgter Abkochung weggegeben werden (88 44a Abſ. 2 
des Geſetzes). 

Der Abkochung gleichzuachten iſt jedes andere 
Verfahren, bei welchem die Milch auf eine Temperatur 
von 100 Grad Celſius gebracht oder wenigſtens eine 
Vierteiſtunde lang einer Temperatur von mindeſtens 
90 Grad Celſius ausgeſetzt wird. 
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Unter die vorſtehenden Beſtimmungen fallen auch 
Magermilch, Käſe⸗ und Buttermilch und die Molke. 

Wird der Ausbruch oder der Verdacht des Aus⸗ 
bruches der Seuche auf einem Gehöfte feſtgeſtellt, welches 
Milch in eine Molkerei liefert, ſo hat die Ortspolizei⸗ 
behörde hiervon die Polizeibehörde des Ortes, wo die 
Molkerei ſich befindet, unverzüglich zu benachrichtigen. 

§ 62. Häute von gefallenen oder getödteten 
kranken Thieren dürfen nur in vollkommen trockenem 
Zuſtande aus dem Seuchengehöfte ausgeführt werden, 
ſofern nicht die direkte Ablieferung derſelben an die 
Gerberei erfolgt. 

Rauhfutter und Stroh, welches nach dem Orte 
ſeiner Lagerung als Träger des Anſteckungsſtoffes an⸗ 
zufehen iſt, darf aus dem Seuchengehöfte nicht entfernt 
werden. 

Dünger, welcher während des Auftretens der 
Seuche im Seuchenſtalle gelegen hat, darf auf ſolchen 
Wegen und nach ſolchen Grundſtücken, welche von ſeuche⸗ 
freien Wiederkäuern oder Schweinen aus anderen Ger 
höften betreten werden, nicht abgefahren werden. Kann 
die Abfuhr des Düngers demgemäß nicht bewirkt wer⸗ 
den, ſo darf dieſelbe nur unter Einhaltung der für 
einen ſolchen Fall anzuordnenden polizeilichen Sicher⸗ 
heitsmaßregeln erfolgen. 

§ 63. Der Beſitzer oder deſſen Vertreter iſt 
anzuhalten: 

1. fremden unbefugten, ſowie ſolchen Perſonen, welche 
behufs Ausübung ihres Gewerbes in Ställen zu 
verkehren pflegen (namentlich Viehhändlern und 
Schlächtern), den Zutritt zu den kranken Thieren 
nicht zu geſtatten; 

dafür Sorge zu tragen, daß alle Perſonen, welche 
bei den kranken Thieren oder in den Ställen 
derſelben Dienſte geleiſtet haben, das Gehöft nur 
nach Abwaſchung des Schuhwerks und Reinigung 
der Kleidungsſtücke verlaſſen; 

3. das Betreten des Seuchengehöftes durch fremde 

Wiederkäuer und Schweine nicht zu geſtatten; 

4. feinen Dienftboten und Hausgenoſſen das Ve 

treten ſeuchefreier Stallungen in anderen Ge: 

höften zu verbieten und ſelbſt ſolche Stallungen 
nicht zu betreten. 
§ 64. Iſt der Ausbruch der Seuche in einer 
Ortſchaft feſtgeſtellt, jo hat die Polizeibehörde die Ab⸗ 
haltung von Viehmärkten, mit Ausnahme der Pferde⸗ 
märkte, in dem Seuchenorte zu verbieten. 

Bei größerer Seuchengefahr iſt das Verbot der 
Viehmärkte mit Ausnahme der Pferdemärkte auf ein 
von der Polizeibehörde zu beſtimmendes weiteres Gebiet 
oder einen größeren Verwaltungsbezirk auszudehnen. 

Die Polizeibehörde kann in dieſen Fällen den 
Seuchenort und deſſen Feldmark oder das weitere Ge? 
biet gegen das Durchtreiben von Wiederkauern und 
Schweinen abſperren und beſtimmen, daß die Aus 
führung von Thieren dieſer Arten aus dem Seuchenorte 
und deſſen Feldmark oder aus dem weiteren Gebiete 
nur mit polizeilicher Erlaubniß erfolgen darf. Die 
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Erlaubniß ſoll der Regel nach nicht verſagt werden, kann die Polizeibehörde die Weiterbeförderung unter 
wenn die Ausführung geſunder Thiere zum Zweck ſo⸗ der Bedingung geſtatten, daß ſowohl die kranken, wie 
fortiger Abſchlachtung erfolgt. Wird die Erlaubniß die verdächtigen Thiere unterwegs fremde Gehöfte 


zur Ueberführung der Thiere in einen anderen Polizei⸗ 
bezirk ertheilt, ſo iſt die betreffende Polizeibehörde 
von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 

Iſt der Seuchenort und deſſen Feldmark gegen 
das Durchtreiben von Wiederkäuern und Schweinen 
geſperrt, ſo iſt die Abfuhr von Viehdünger aus den 
Seuchengehöften (§ 62 Abſatz 3), der Weidegang 
ranker oder verdächtiger Thiere, ſowie die Benutzung 
der der Anſteckung verdächtigen Thiere zur Feldarbeit 
mit ſolchen Beſchränkungen zu geſtatten, welche er⸗ 
forderlich ſind, um eine Uebertragung der Seuche in 
die ſeuchefreien Viehbeſtände der benachbarten Ort⸗ 
chaften zu verhindern. 

An der Grenze der verſeuchten Ortſchaften und 
deren Feldmarken ſind geeigneten Orts Tafeln an⸗ 
zubringen, welche die Inſchrift: „Maul: und Klauen⸗ 
ſeuche“ führen. 

Wenn die Polizeibehörde nach der Art und Weiſe 
des Auftretens der Seuche Anlaß zu dem Verdachte 
hat, daß nicht ſämmtliche Ausbrüche der Seuche in 
dem Seuchenorte angezeigt ſind, ſo hat ſie den be⸗ 
amteten Thierarzt mit einer Reviſion der Viehbeſtände 
es Seuchenortes zu beauftragen. 

Die Anwendung der Vorſchriften dieſes Para⸗ 
graphen iſt in größeren geſchloſſenen Ortſchaften in 
der Regel auf einzelne Straßen oder Theile des 
Ortes zu beſchränken (§ 22 des Geſetzes). 

§ 65. Bricht die Seuche auf der Weide ſelbſt 
unter ſolchem Vieh aus, welches ſtändig auf der Weide 
gehalten wird, ſo hat die Polizeibehörde die Weide⸗ 
läche gegen den Abtrieb des Weideviehes und gegen 
en Zutrieb von Wiederkäuern und Schweinen ab⸗ 
zuſperren. 

Die abgeſperrte Weidefläche iſt mit Tafeln zu 
berfehen, welche die Inſchrift: „Maul- und Klauen⸗ 
euche“ führen. 

Der Abtrieb der der Anſteckung verdächtigen 
Thiere zum Zweck ſofortiger Abſchlachtung iſt unter 
en im § 59 angeführten Bedingungen zu geſtatten. 

Außerdem darf der Abtrieb der Thiere nur ge⸗ 
Nattet werden, wenn deren Verpflegung oder die 
Witterung einen Wechſel der Weidfläche oder eine Auf⸗ 
ſtallung nothwendig macht. Dabei müſſen die kranken 

hiere zu Wagen transportirt oder auf ſolchen Wegen 
abgetrieben werden, die von ſeuchefreien Thieren 
anderer Beſtände von Wiederkäuern oder Schweinen 
nicht benutzt werden. 

„ 85 66. Wird die Seuche in Treibherden oder 
dei Thieren, die ſich auf dem Transporte befinden, 
eſtgeſtellt, ſo hat die Polizeibehörde die Weiterbeförde⸗ 
ung zu verbieten und die Abſperrung der Thiere 
anzuordnen. 

Inm Falle die Thiere binnen vierundzwanzig 
Stunden einen Standort erreichen können, wo die⸗ 
elben durchſeuchen oder abgeſchlachtet werden ſollen, 


nicht betreten und zu Wagen transportirt werden. 
Vor Ertheilung der Erlaubniß zur Ueberführung der 
Thiere in einen anderen Polizeibezirk iſt bei der 
Polizeibehörde des Beſtimmungsortes anzufragen, ob 
die Aufnahme der Thiere möglich iſt. 

Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere 
in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, ſo iſt die be⸗ 
treffende Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniß 
zu ſetzen. 

2. Desinfektion. 

§ 67. Nach dem durch den beamteten Thierarzt 
feſtgeſtellten Aufhören der Seuche oder nach der Ent⸗ 
fernung der kranken Thiere ſind die von den kranken 
oder verdächtigen Thieren benutzten Ställe, Standorte 
oder Eiſenbahnrampen, erforderlichenfalls auch der von 
denſelben herrührende Dünger und die mit ihnen in 
Berührung gekommenen Geräthſchaften und ſonſtigen 
Gegenſtände, insbeſondere auch die Kleidungsſtücke 
ſolcher Perſonen, welche mit kranken Thieren in Be⸗ 
rührung gekommen ſind, der Anordnung des beamteten 
Thierarztes entſprechend zu desinfiziren. In Zeiten 
der Seuchengefahr und für die Dauer derſelben kann 
die Reinigung der von zuſammengebrachten, der Seuchen⸗ 
gefahr ausgeſetzten Thieren benutzten Wege und Stand⸗ 
orte, (Rampen, Buchten, Gaſtſtälle, Marktplätze u. ſ. w.) 
polizeilich angeordnet werden (§ 27 des Geſetzes). 

Der Beſitzer der betreffenden Räumlichkeit oder 
der Vertreter des Beſitzers iſt anzuhalten, die er⸗ 
forderlichen Desinfektionsarbeiten ohne Verzug ausführen 
zu laſſen. 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion 
hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde eine 
Beſcheinigung einzureichen. 

§ 68. Die Vorſchriften der §88 58 bis 67 dieſer 
Inſtruktion erſtrecken ſich nicht auf diejenigen Thiere, 
welche ſich mit den krankhaften Folgezuſtänden der 
Maul: uns Klauenſeuche behaftet zeigen. 

d. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 

8 69. Die Seuche gilt als erloſchen und die 
angeordneten Schutzmaßregeln ſind aufzuheben, wenn 
in dem Gehöfte, der Ortſchaft, der Weide oder dem 
ſonſtigen Gebiete, auf welches die Schutzmaßregeln 
ſich beziehen, ſammtliche dort befindlichen Wiederkäuer 
und Schweine getödtet worden ſind, oder nach Be⸗ 
ſeitigung der erkrankten oder verdächtigen Thiere oder 
nach Abheilung des letzten Krankheitsfalles eine Friſt 
von vierzehn Tagen vergangen, 

und 
wenn die vorſchriftsmäßige Desinfektion erfolgt iſt. 

Die Polizeibehörde hat dem Führer einer nach 
Vorſchrift des § 66 abgeſperrten Treibherde auf feinen 
Antrag eine Beſcheinigung darüber auszuſtellen, daß die 
angeordneten Schutzmaßregeln wieder aufgehoben ſind. 

Nach Aufhebung der Schutzmaßregeln iſt das 
Erlöſchen der Seuche durch amtliche Publikation in 
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gleicher Weiſe wie der Ausbruch der Seuche (§ 58) 

zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

E Lungenſeuche des Rindviehes. 
a. Ermittelung des Seuchenausbruches. 

§ 70. Iſt der Ausbruch der Lungenſeuche feſt⸗ 
geſtellt (§ 12 des Geſetzes), oder liegt der Verdacht 
eines Seuchenausbruches vor, ſo muß von der Polizei⸗ 
behörde und von dem beamteten Thierarzte ($ 2 
Abſatz 3 des Geſetzes) möglichſt ermittelt werden, wie 
lange die verdächtigen Erſcheinungen ſchon beſtanden 
haben, ob das kranke oder der Seuche verdächtige Vieh 
mit anderem Rindvieh in Berührung gekommen, ob 
Rindvieh aus dem Gehöfte neuerdings geſchlachtet, 
ausgeführt oder in verdächtiger Weiſe entfernt, ob und 
wo das kranke oder der Seuche verdächtige Vieh etwa 
angekauft iſt, und wer der frühere Beſitzer war. Nach 
dem Ergebniſſe dieſer Ermittelungen ſind die etwa er⸗ 
forderlichen Maßregeln ohne Verzug zu treffen und 
nöthigenfalls die anderen betheiligten Polizeibehörden 
von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 

Die Ortspolizeibehörde hat jeden in ihrem Be⸗ 
zirke feſtgeſtellten erſten Ausbruch ſofort den Polizei⸗ 
behörden aller dem Seuchenorte benachbarten deutſchen 
Gemeinden auf mündlichem oder ſchriftlichem Wege, 
wo thunlich unter Benutzung des Telegraphen oder 
des Telephons mitzutheilen, welche ihrerſeits gleichfalls 
den Seuchenausbruch zur Kenntniß der Ortseinwohner 
zu bringen haben. 

§ 71. Wenn in einem bisher ſeuchefreien Ge⸗ 
höfte ein Thier unter Erſcheinungen, welche den Aus⸗ 
bruch der Lungenſeuche befürchten laſſen, erkrankt, nach 
dem motivirten ſchriftlichen Gutachten des beamteten 
Thierarztes aber nur mittelſt Zerlegung des Thieres 
Gewißheit darüber zu erlangen iſt, ob ein Fall der 
Lugenſeuche vorliegt, ſo hat die Polizeibehörde die 
Tödtung und Zerlegung des Thieres anzuordnen. 

§ 72. Läßt ſich nach den ermittelten That⸗ 
umftänden annehmen, daß eine größere Verbreitung 
der Lungenſeuche in einem Orte ſtattgefunden hat, ſo 
kann eine Reviſion ſämmtlicher Rindviehbeſtände des 
Ortes oder einzelner Ortstheile durch den beamteten 
Thierarzt von der Polizeibehörde angeordnet werden. 

§ 73. Erfolgt die Ermittelung des Seuchen⸗ 
ausbruches oder des Seuchenverdachtes in Abweſenheit 
des leitenden Polizeibeamten, ſo hat der beamtete 
Thierarzt die ſofortige vorläufige Einſperrung und 
Abſonderung der erkrankten und verdächtigen Thiere, 
nöthigenfalls auch die Bewachung derſelben anzuordnen. 
Von dieſer Anordnung, welche dem Beſitzer des Rind⸗ 
viehes oder dem Vertreters des Beſitzers durch proto⸗ 
kollariſche oder anderweitige ſchriftliche Eröffnung mit⸗ 
zutheilen iſt, hat der beamtete Thierarzt ſofort der 
Polizeibehörde eine Anzeige zu machen. 

Zugleich hat der beamtete Thierarzt in ſeinem 
Berichte an die Polizeibehörde die erkrankten, die der 
Seuche verdächtigen, ſowie die übrigen auf dem 
Seuchengehöfte befindlichen Thiere naher zu be⸗ 
zeichnen. 
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p. Verdacht der Seuche oder der Anſteckung. 

§ 74. Der Rindviehbeſtand eines bisher ſeuche⸗ 
freien Gehöftes iſt unter polizeiliche Beobachtung zu 
ſtellen, wenn durch amtliche Erhebungen feſtgeſtellt iſt: 

1. daß ſich unter dem Viehbeſtande ein Thier be⸗ 
findet, welches innerhalb der letzten ſechszig Tage 
mit einem der Anſteckung verdächtigen Thiere in 

Berührung geweſen iſt, oder 
daß ſich unter dem Viehbeſtande ein der Seuche 

verdächtiges Thier befindet, oder 
das innerhalb der letzten ſechszig Tage ſich 

unter dem Viehbeſtande ein der Seuche ver⸗ 
dächtiges Thier befunden hat. 

Die polizeiliche Beobachtung ſoll ſich auf eine 
Friſt von ſechszig Tagen erſtrecken, welche im Falle 
zu 1 mit dem Tage beginnt, an welchem das Thier 
mit dem der Anſteckung verdächtigen Thiere zuletzt in 
Berührung geweſen iſt, im Falle zu 2 mit dem Tage, 
an welchem die verdächtigen Krankheitserſcheinungen 
feſtgeſtellt ſind, und im Falle zu 3 mit dem Tage, an 
welchem das der Seuche verdächtige Thier aus dem 
Viehbeſtande entfernt iſt. 

Wird der Verdacht durch weitere Ermittelungen 
des beamteten Thierarztes vor Ablauf der ſechszig⸗ 
tägigen Friſt beſeitigt, ſo muß die Beobachtung ſofort 
wieder aufgehoben werden. 

§ 75. Die Polizeibehörde hat von dem be⸗ 
amteten Thierarzte ein Verzeichniß des unter Beobachtung 
geſtellten Rindviehbeſtandes aufnehmen zu laſſen und 
den Beſitzer oder deſſen Vertreter anzuhalten: 

anderes Rindvieh nicht in die Räumlichkeiten 
einzuſtellen, welche für die unter Beobachtung 
geſtellten Thiere beſtinnnt find, auch ohne polizei⸗ 
liche Genehmigung kein Thier des Beſtandes in 
andere Stallungen, beziehentlich Gehöfte zu 
bringen oder ſchlachten zu laſſen; 

Verkehr mit fremdem Rindvieh auf dem Ge⸗ 

höfte nicht zu geſtatten; 

von dem etwaigen Auftreten verdächtiger Krank⸗ 
heitserſcheinungen bei einem Thiere des Beſtandes 
ſofort der Polizeibehörde eine Anzeige zu machen. 

Solange die unter Beobachtung geſtellten Thiere 
keine verdächtigen Krankheitserſcheinungen zeigen, iſt 
der Gebrauch derſelben zur Arbeit zu geſtatten. Der 
Weidegang dieſer Thiere iſt nur unter der Bedingung 
zu geſtatten, daß eine Berührung des verdächtigen 
Viehes mit dem Rindvieh anderer Gehöfte auf der 
Weide durch entſprechende Vorkehrungen verhindert 
wird. 

§ 76. Auf die Anzeige von dem Auftreten ver⸗ 
dächtiger Krankheitserſcheinungen bei einem der unter 
polizeiliche Beobachtung geſtellten Thiere hat die Polizei⸗ 
behoͤrde ohne Verzug die Unterſuchung desſelben durch 
den beamteten Thierarzt zu veranlaſſen. 

c. Ausbruch der Seuche. 

8 77. Iſt der Ausbruch der Lungenſeuche feſt⸗ 
geſtellt, ſo hat die Polizeibehörde denſelben auf orts⸗ 
übliche Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für 
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amtliche Publikationen beſtimmten Blatte (Kreis-, 

Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Das Seuchengehöft iſt am Haupteingangsthore 
oder an einer ſonſtigen geeigneten Stelle mit der 
Inſchrift: „Lungenſeuche“ zu verſehen. 

§ 78. Der beamtete Thierarzt iſt zu beauftragen, 
unverzüglich den Viehbeſtand des Seuchengehöftes auf- 
zunehmen und die Thiere zu ermitteln, welche mit der 
Lungenſeuche behaftet oder der Seuche verdächtig ſind. 
Alles übrige auf dem Seuchengehöfte befindliche Rind⸗ 
vieh, einſchließlich derjenigen Stücke, welche abgeſondert 
in beſonderen Stallungen aufgeſtellt ſind, gilt als der 
Anſteckung verdächtig. 

Ueber die ſtattgefundenen Ermittelungen hat der 
beamtete Thierarzt eine ſchriftliche Aufnahme zu machen 
und der Polizeibehörde zu übergeben. 

§ 79. Die Polizeibehörde hat, ſoweit erforder⸗ 
lich, nach vorgängiger Ermittelung der zu leiſtenden 
Entſchädigung, die ſofortige Tödtung und Zerlegung 
ſämmtlicher Thiere anzuordnen, welche nach der ſchrift⸗ 
lichen Erklärung des beamteten Thierarztes an der 
Lungenſeuche erkrankt oder der Seuche verdächtig und 
wahrſcheinlich mit derſelben behaftet ſind. 

Die Tödtung der Anſteckung verdächtiger Thiere 
kann nach dem Ermeſſen der höheren Behörde an⸗ 
geordnet werden. 

Iſt eine völlig ſichere Abſperrung ausführbar, 
ſo kann die Polizeibehörde auf Antrag des Beſitzers 
für das Abſchlachten der erkrankten oder verdächtigen 
Thiere (Abſatz 1 und 2) eine Friſt von höchſtens 
vierzehn Tagen geſtatten (vergleiche auch SS 88 und 89). 

80. Das auf dem Seuchengehöfte vorhandene, 
der Anſteckung verdächtige Rindvieh unterliegt der 
Gehöftsſperre mit den nachfolgenden Maßgaben: 

1. Eine Ueberführung der Thiere in andere Stallun⸗ 
gen desſelben oder eines anderen Gehöftes darf 
ohne ausdrückliche Erlaubniß der Polizeibehörde 
nicht ſtattfinden. 

. Der Gebrauch der Thiere zur Feldarbeit kann 
von der Polizeibehörde geſtattet werden, ſolange 
dieſelben keine verdächtigen Krankheitserſchei⸗ 
nungen zeigen. Auch kann der Gebrauch ſolcher 
Thiere zu anderen Arbeiten von der Polizei⸗ 
behörde geſtattet werden, wenn damit nach Lage 
des Falles die Gefahr einer Verſchleppung der 
Seuche nicht verbunden iſt. Der Gebrauch der 
Thiere zur Arbeit iſt zu verbieten, wenn an⸗ 
zunehmen iſt, daß die Thiere dabei in fremde 
Stallungen und Gehöfte, oder auf Futterplätze, 
zu welches anderes Rindvieh Zutritt hat, gebracht 
werden. 

. Der Weidegang der Thiere iſt zu geſtatten, 
wenn die zu beweidende Fläche von dem Rind⸗ 
vieh ſeuchefreier Gehöfte nicht benutzt wird, und 
wenn Vorſorge getroffen iſt, daß auf der Weide 
eine Berührung dieſer Thiere mit geſundem 
Rindvieh aus anderen Gehöften nicht ſtatt⸗ 
finden kann. 
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4. Rauhſutter oder Stroh, welches nach dem Orte 
ſeiner Lagernng als Träger des Anſteckungs⸗ 
ſtoffes anzuſehen iſt, darf aus dem Scheunen⸗ 
gehöfte nicht entfernt werden. 

5. Die Polizeibehörde hat die unter Sperre ge⸗ 
ſtellten Thiere mindeſtens alle vierzehn Tage 
durch den beamteten Thierarzt unterſuchen zu 
laſſen. 
§ 80 a. Rindviehbeſtände, bei welchen die Im⸗ 

pfung gegen die Lungenſeuche auf polizeiliche Anord⸗ 
nungen ausgeführt iſt (§ 45 Abſatz 2 des Geſetzes), 
ſind rückſichtlich der polizeilichen Schutzmaßregeln dem 
der Anſteckung verdächtigen Rindvieh gleich zu be⸗ 
handeln ($ 80). 

§ 81. Der Beſitzer der unter Gehöftsiperre ge 
ſtellten Thiere, oder der Vertreter desſelben iſt an⸗ 
zuhalten, von dem Auftreten verdächtiger Krankheits⸗ 
erſcheinungen bei einem Thiere ſofort der Polizeibehörde 
eine Anzeige zu machen und die erkrankten Thiere im 
Stalle zu behalten. 

Auf die Anzeige hat die Polizeibehörde unver⸗ 
züglich eine Unterſuchung der Thiere durch den be⸗ 
amteten Thierarzt zu veranlaſſen. 

§ 82. Die Einführung von geſundem Rindvieh 
in das Seuchengehöft darf ohne ausdrückliche Erlaub⸗ 
niß der Poltzeibehörde nicht ſtattfinden. Dieſe Er⸗ 
laubniß iſt nur dann zu ertheilen, wenn die einzu⸗ 
führenden Thiere in einem iſolirten und erforderlichen⸗ 
falls vorher vorſchriftsmäßig desinfizirten Stalle unter⸗ 
gebracht werden, und wenn nach der Art der Verwendung 
dieſer Thiere jede unmittelbare oder mittelbare Be⸗ 


rührung derſelben mit dem verdächtigen Vieh aus⸗ 
geſchloſſen werden kann. 

§ 83. Gewinnt die Seuche in einer Ortſchaft 
eine größere Verbreitung, ſo kann die Polizeibehörde 
den Seuchenort oder einzelne Ortstheile gegen die 
Ausführung von Rindvieh abſperren. In dieſem 
Falle iſt von der Polizeibehörde für die Dauer der 
Ortsſperre die Abhaltung von Rindviehmärkten in dem 
Seuchenorte zu verbieten. 

§ 84. Bricht die Seuche auf der Weide unter 
ſolchem Rindvieh aus, welches ſtändig auf der Weide 
gehalten wird, ſo hat die Polizeibehörde die Tödtung 
der erkrankten Thiere nach der Vorſchrift im § 79 
anzuordnen und, wenn die Umſtände des einzelnen 
Falles es zulaſſen, die Weidefläche gegen den Antrieb 
des Weideviehes und gegen den Zutrieb von Rindvieh 
abzuſperren. 

Bei der Anordnung der Weideſperre iſt dafür 
Sorge zu tragen, daß das abgeſperrte Vieh mit dem 
Rindvieh anderer Weiden nicht in Berührung kommen 
kann. 

Die abgeſperrte Weidefläche iſt mit Tafeln zu 
verſehen, welche die Inſchrift: „Lungenſeuche“ führen. 

Iſt die Abſperrung der Weidefläche nicht aus⸗ 
führbar, ſo iſt das verdächtige Weidevieh der Abſper⸗ 
rung in anderweiten Oertlichkeiten zu unterwerfen. 

8 85. Wird die Seuche bei Thieren, welche ſich 

2 


3 


auf dem Transporte befinden, feſtgeſtellt, fo hat die 
Polizeibehörde das Weitertreiben zu verbieten, die 
Tödtung der erkrankten und die Abſperrung der ver⸗ 
dächtigen Thiere anzuordnen. 

Beim Transporte auf Eiſenbahnen kann die 
Weiterbeförderung bis zu dem Orte geſtattet werden, 
an welchem die Thiere durchſeuchen oder abgeſchlachtet 
werden ſollen; jedoch iſt dafür Sorge zu tragen, daß 
eine Berührung mit anderem Rindvieh ausgeſchloſſen 
wird. 


8 86. Die Polizeibehörde kann die Ausführung 
des der polizeilichen Beobachtung oder den Abſperrungs⸗ 
maßregeln unterworfenen, der Anſteckung verdächtigen 
Rindviehes zum Zweck ſofortiger Abſchlachtung geſtatten: 

1. nach benachbarten Ortſchaſten; 

2. nach in der Nähe liegenden Eiſenbahnſtationen 
b. es der Weiterbeförderung nach ſolchen Schlacht⸗ 
viehhöfen oder öffentlichen Schlachthäuſern, welche 
unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufſicht 
ſtehen, vorausgeſetzt, daß die Thiere dieſen An⸗ 
ſtalten direkt mittelſt der Eiſenbahn oder doch 
von der Abladeſtation aus mittelſt Wagen zur 
geführt werden. 

Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung oder durch unmittelbare polizeiliche 
Begleitung iſt dafür Sorge zu tragen, daß eine Be⸗ 
rührung mit anderem Rindvieh auf dem Transporte 
nicht ſtattfinden kann. 

Auch iſt der Polizeibehörde des Schlachtortes 
zeitig von der Zuführung des der Anſteckung ver⸗ 
dächtigen Viehes Kenntniß zu geben. 

Das Abſchlachten des der Anſteckung verdächtigen 
Viehes muß unter polizeilicher Aufſicht erfolgen. 

Die durch die Vorſchriften dieſes Paragraphen 
den Polizeibehörden ertheilte Ermächtigung erſtreckt ſich 
nicht auf das an der Lungenſeuche erkrankte oder der 
Seuche verdächtige Rindvieh. 


8 87. Werden verdächtige Thiere in verbots⸗ 
widriger Benutzung oder außerhalb der ihnen ange⸗ 
wieſenen Räumlichkeit, oder an Orten, zu welchen ihr 
Zutritt verboten iſt, betroffen, ſo kann die Polizei⸗ 
behörde die ſofortige Tödtung derſelben anordnen 
(8 25 des Geſetzes). 

8 88. Die an der Lungenſeuche erkrankten Thiere, 
deren Tödtung von der Polizeibehörde angeordnet iſt, 
find unter polizeilicher Aufſicht im Bereiche des Seuchen⸗ 
gehöftes oder in anderen geeigneten Gehöften des 
Seuchenortes zu ſchlachten und abzuhäuten. 

8 89. Die Lungen der getödteten oder gefallenen 
lungenſeuchekranken Thiere müſſen behufs ihrer un⸗ 
ſchädlichen Beſeitigung mindeſtens 1 Meter tief ver⸗ 
graben werden. Das Fleiſch ſolcher Thiere darf vor 
völligem Erkalten aus dem betreffenden Gehöfte nicht 
ausgeführt werden. 

Häute lungenſeuchekranker Thiere dürfen aus dem 
betreffenden Gehöfte oder dem Schlachthauſe ($ 86) 
nur in vollkommen getrocknetem Zuſtande ausgeführt 


werden, ſofern nicht die direkte Ablieferung derfelbeit 
an eine Gerberei erfolgt. 
d. Desinfektion. 

8 90. Die Desinfektion der Stallungen und 
Räumlichkeiten, in welchen lungenſeuchekranke Thiere 
geſtanden haben, der Krippen, Raufen und Stall⸗ 
geräthſchaften muß nach Anordnung des beamteten 
Ban: und unter polizeilicher Ueberwachung er 
olgen. 

In den evakuirten Seuchenſtällen des Gehöftes 
muß die Desinfektion ſchon vor Aufhebung der Schub? 
maßregeln vorgenommen werden. 

Zur Abfuhr und Unterpflügung des Düngers der 
an der Lungenſeuche erkrankten oder der Seuche ver⸗ 
dächtigen Thiere ſind fremde Rindviehgeſpanne nicht 
zu benutzen. 

Die Polizeibehörde hat den Beſitzer anzuhalten, 
die erforderlichen Desinfektionsarbeiten ohne Verzug 
ausführen zu laſſen. 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion 
hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde eine 
Beſcheinigung einzureichen. 

e. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 

8 91. Die Seuche gilt als erloſchen, und die 
angeordneten Schutzmaßregeln ſind von der Polizei⸗ 
behörde aufzuheben: 

wenn der ganze Viehbeſtand getödtet oder zum 

Schlachten ausgeführt iſt, oder wenn das er⸗ 
krankte und der Seuche verdächtige Rindvieh 
beſeitigt und unter dem der Anſteckung ver? 
dächtigen Vieh (88 78 und 80a) während 
einer Zeit von mindeſtens ſechs Monaten nach 
der Beſeitigung des letzten Krankheitsfalles 
keine neuen Erkrankungen vorgekommen find, 
und 

wenn die vorſchriftsmäßige Desinfektion erfolgt it. 

Das Erlöſchen der Seuche iſt wie der Ausbruch 
derſelben zur öffentlichen Kenntniß zu bringen ($ 77). 


F. Pockenſeuche der Schafe. 


a. Verdacht der Seuche oder der Anſteckung. 

8 92. Wenn ermittelt wird, daß der Verdacht 
der Erkrankung oder der Anſteckung bisher ſeuchefreier 
Schafe mit Rücksicht auf eine nachgewieſene unmittel⸗ 
bare Berührung derſelben mit pockenkranken Schafen 
oder aus anderen Urſachen vorliege, ein Ausbruch der 
Schafpockenſeuche jedoch zur Zeit nicht feſtgeſtellt werden 
kann, ſo hat die Polizeibehörde die betreffenden Schafe 
unter polizeiliche Beobachtung zu ſtellen. g 

Erklärt der beamtete Thierarzt (§ 2 Abſatz 3 
des Geſetzes) nach Ablauf von vierzehn Tagen den 
Verdacht für beſeitigt, ſo iſt die polizeiliche Beobachtung 
wieder aufzuheben. 

b. Ausbruch der Seuche. 8 

§ 93. Iſt der Ausbruch der Schafpocken feſt⸗ 
geftellt (§ 12 des Geſetzes), fo hat die Polizeibehörde 
denſelben unverzüglich auf ortsübliche Weiſe und durch 
Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen 
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— el ee 
beſtimmten Blatte (Kreis⸗, Amtsblatt u. ſ. w.) zur folgenden acht Tage mit anderen Schafen nicht 


öffentlichen Kenntniß zu bringen. in Berührung kommen; 

Das Seuchengehöft iſt an dem Haupteingangs⸗ 9. Wolle darf aus dem Seuchengehöfte nur dann 
thore oder einer ſonſtigen geeigneten Stelle mit der ausgeführt werden, wenn ſie in feſten Säcken 
Inſchrift: „Schafpocken“ zu verſehen. verpackt iſt; 

N § 94. Zugleich hat die Polizeibehörde für ſämmt⸗ 10. Häute von gefallenen oder getödteten pocken⸗ 
liche auf dem Seuchengehöfte befindliche Schafe die kranken Schafen dürfen aus dem Seuchengehöfte 
Gehöftsſperre anzuordnen, ſofern der Beſitzer nicht die nur in vollkommen getrocknetem Zuſtande aus⸗ 
ſofortige Tödtung der Thiere vorzieht. geführt werden, ſofern nicht die direkte Abliefe⸗ 
§ 95. Der Weidegang der unter Gehoftsſperre rung derſelben an eine Gerberei erfolgt. 
geſtellten Schafe iſt unter der Bedingung zu geſtatten, § 98. Die Polizeibehörde hat die ſofortige 


daß dieſelben dabei keine Wege und keine Weiden be- Impfung aller zur Zeit noch ſeuchefreien Stücke der 
treten, die von ſeuchefreien Schafen aus anderen Ge⸗ Herde anzuordnen, in welcher die Pockenſeuche feſt— 
höften benutzt werden, und daß fie auf der Weide geſtellt iſt. 
mit ſolchen Schafen nicht in Berührung kommen. Auf den Antrag des Beſitzers der Herde oder 
Erforderlichenfalls hat die Polizeibehörde dafür deſſen Vertreters kann für die Vornahme der Impfung 
zu ſorgen, daß die Benutzung der Weide und der Zusleine Friſt gewährt werden, wenn nach dem Gutachten 
gangswege für geſunde Schafe einerſeits und für kranke des beamteten Thierarztes mit Rückſicht auf den Zu— 
oder verdächtige Schafe andererſeits dieſen Beſtimmun⸗ ſtand der Schafe, oder auf andere äußere Verhältniſſe 


gen entſprechend regulirt werde. die ſofortige Impfung nicht zweckmäßig iſt. 
8 96. Ein Wechſel des Standortes (Gehöftes) Auch kann auf den Antrag des Beſitzers oder 


kann für die unter Gehöftsſperre geſtellten Schafe von deſſen Vertreters von der Anwendung der Impfung 
der Polizeibehörde geſtattet werden, wenn dautit nach ganz Abſtand genommen werden, ſofern Maßregeln 
der Erklärung des beamteten Thierarztes die Gefahr getroffen find, welche die Abſchlachtung der noch ſeuche— 
einer Verſchleppung der Seuche nicht verbunden iſt. freien Stücke der Herde innerhalb zehn Tagen nach 
8 97. Dem Beſitzer des Seuchengehöftes oder Feſtſtellung des Seuchenausbruches ſichern (§ 46 des 
dem Vertreter des Beſitzers iſt die Durchführung der Geſetzes). 

nachfolgenden weiteren Verkehrsbeſchränkungen auf⸗ § 99. Gewinnt die Seuche eine größere Aus⸗ 
zuerlegen: dehnung, oder iſt nach den örtlichen Verhaltniſſen die 
1. die Abfuhr von Schafdünger aus dem Seuchen- Gefahr einer Verſchleppung der Seuche in die be⸗ 
gehöfte auf ſolchen Wegen und nach ſolchennachbarten Schafherden nicht auszuſchließen, jo kann 
Grundſtücken, welche auch mit Schafen aus ſeuche- die Polizeibehörde die Impfung der von der Seuche 
freien Gehöften betrieben werden, iſt zu verbieten, bedrohten Herden und aller in demſelben Orte befind⸗ 

ſofern die Gefahr der Verſchleppung der Seuche lichen Schafe anordnen (S 47 des Geſetzes). 
durch anderweitige polizeilich anzuordnende Vor⸗ § 100. Die geimpften Schafe ſind rückſichtlich 
kehrungen nicht beſeitigt werden kann; der polizeilichen Schutzmaßregeln den pockenkranken 

2. Rauhfutter oder Stroh, welches nach dem Orteſgleich zu behandeln ($ 48 des Geſetzes). 

ſeiner Lagerung als Träger des Anſteckungs⸗ $ 101. Die polizeilich angeordnete Impfung 
ſtoffes anzuſehen iſt, darf aus dem Scheunen- muß in allen Fallen unter Aufſicht des beamteten 
gehöfte nicht entfernt werden; Thierarztes erfolgen, ſofern ſie nicht von ihm ſelbſt 
. Schäfer und andere Perſonen, welche mit den ausgeführt wird (§ 23 des Geſetzes). Die Polizei⸗ 
kranken Schafen in Berührung kommen, dürfen behörde hat im erſteren Falle den beamteten Thierarzt 
zur Abwartung und Pflege von Schafen in zu beauftragen, die geimpften Schafe in der Zeit vom 
ſeuchefreien Gehöften nicht verwendet werden; neunten bis zwölften Tage nach der Impfung zu 
4. die zu den unter Gehöftsſperre ſtehenden Herden unterſuchen und, ſoweit erforderlich, die ſofortige Nach: 


gehörigen Hunde müſſen, ſoweit fie nicht zurlimpfung derſelben anzuordnen. 
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Begleitung der Herden benutzt werden (§8 95, § 102. Außer in dem Falle polizeilicher An⸗ 
96 und 106), feſtgelegt werden; ordnung (88 98 und 99) darf eine Pockenimpfung der 
5. unbefugten Perſonen iſt der Zutritt zu den Schafe nicht vorgenommen werden (8 49 des Geſetzes.) 
kranken oder verdächtigen Schafen und deren § 103. Im Falle des $ 99, wenn die Seuche 
Ställen nicht zu geſtatten; im Orte ſelbſt oder in deſſen Umgebung eine größere 
6. fremde Schafe duͤrfen das Seuchengebiet nicht Verbreitung gewinnt, oder wenn die Impfung der be⸗ 
betreten; drohten Herden augeordnet iſt, ſind an Stelle der in 
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. gemeinfchaftliche Schafwäſchen dürfen von den den $$ 94 bis 98 dieſer Inſtruktion bezeichneten Schutz. 
der Sperre unterworfenen Schafen nicht benutzt maßregeln für den oder die von der Seuche befallenen 
werden; Orte und deren Feldmarken nachfolgende Verkehrs⸗ 

8. Perſonen, welche der Sperre unterworfene Schafe beſchränkungen anzuordnen: 

geſchoren haben, dürfen innerhalb der nächſt⸗“ 1. die Ausführung von Schafen, von Schafdünger 


und von Rauhfutter oder Stroh, welches nach 

dem Orte ſeiner Lagerung als Träger des An⸗ 

ſteckungsſtoffes anzuſehen iſt, darf nicht ſtatt⸗ 
finden; 

die Ein⸗ oder Durchführung von Schafen darf 
nur mit Erlaubniß der Polizeibehörde unter 
Beobachtung der von derſelben vorzuſchreibenden 
Schutzmaßregeln erfolgen; 

. Wolle darf nur mit Erlaubniß der Polizeibehörde 
und nur dann ausgeführt werden, wenn ſie in 
feſten Säcken verpackt iſt: 

Häute von gefallenen oder getödteten pocken⸗ 
kranken Schafen dürfen nur in vollkommen ge- 
trocknetem Zuſtande ausgeführt werden, ſofern 
nicht die direkte Ablieſerung derſelben an eine 
Gerberei erfolgt; 

. der Weidegang der Schafe innerhalb der Feld⸗ 
mark iſt zwar zu geſtatten, jedoch hat die Polizei⸗ 
behörde rückſichtlich deſſelben diejenigen Einſchrän⸗ 
kungen anzuordnen, welche erforderlich ſind, um 
eine Uebertragung der Seuche in die ſeuchefreien 
Viehſtände der benachbarten Ortſchaften zu ver⸗ 
hindern. 

Bei Seuchenausbrüchen in großen Ortſchaften 
können die Vorſchriften dieſes Paragraphen auf einzelne 
Theile des Ortes oder der Feldmark bejihränft werden 
($ 22 des Geſetzes). 

§ 104. Wird die Seuche bei Treibherden oder 
bei Thieren, welche ſich auf dem Transporte befinden, 
feſtgeſtellt, ſo hat die Polizeibehörde das Weitertreiben 
zu verbieten und die Abſperrung der Thiere anzuordnen. 
Beim Transporte auf Eiſenbahnen kann die 

Weiterbeförderung bis zu dem Orte geſtattet werden, 

an welchem die Thiere durchſeuchen oder abgeſchlachtet 

werden ſollen; jedoch iſt dafür Sorge zu tragen, daß 
eine Berührung mit anderen Schafen ausgeſchloſſen 
wird. 
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105. In allen Fällen eines Seuchenaus⸗ 
bruches hat die Polizeibehörde den Beſitzer der von 
der Pockenſeuche befallenen Schafe oder deſſen Vertreter 
anzuhalten, von der erfolgten Abheilung der Pocken 
eine Anzeige zu machen. Auf dieſe Anzeige hat die 
Polizeibehörde ohne Verzug eine Unterſuchungd er Schafe 
durch den beamteten Thierarzt anzuordnen (vergleiche 
auch § 108). 

$ 106. Nach Abheilung der Pocken kann die 
Polizeibehörde die Ausführung der den Abſperrungs⸗ 
maßregeln unterworfenen Schafe zum Zweck ſofortiger 
Abſchlachtung geſtatten: 

1. nach benachbarten Ortſchaften; 

2. nach in der Nähe liegenden Eiſenbahnſtationen 
behufs der Weiterbeförderung nach ſolchen Schlacht⸗ 
viehhöfen oder öffentlichen Schlachthäuſern, welche 
unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufſicht 
ſtehen, vorausgeſetzt, daß die Thiere dieſen An⸗ 
ſtalten direkt mittelſt der Eiſenbahn oder doch 
von der Abladeſtation aus mittelſt Wagen zu⸗ 
geführt werden. 


14. — 


Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eiſen 
bahnverwaltung oder durch unmittelbare polizeiliche 
Begleitung iſt dafür Sorge zu tragen, daß eine dr 
rührung mit anderen Schafen auf dem Transporte 
nicht ſtattfinden kann. 

Auch iſt der Polizeibehörde des Schlachtortes 
seitig von der Zuführung der Schafe Kenntniß dl 
geben. A 
Das Abſchlachten der Schafe muß unter polizel 
licher Aufſicht erfolgen. 

e. Desinfektion. 

§ 107. Die Desinfektion der Stallungen um 
Räumlichkeiten, in welchen pockenkranke oder geimpft 
Schafe geſtanden haben, muß nach Angabe des beamteten 
Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwachung el 
folgen. 

Der Beſitzer der Stallung oder deſſen Vertreten 
iſt anzuhalten, die erforderlichen Desinfektionsarbeiten 
ohne Verzug ausführen zu laſſen. f 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion 
hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde et 
Beſcheinigung einzureichen. 

d. Aufhebung der Schutzmaßregeln. : 
§ 108. Die Seuche gilt als erloſchen und die 
angeordneten Schutzmaßregeln ſind aufzuheben: 
wenn nach der Erklarung des beamteten THE 
arztes die Pocken bei den Schafen gänzl 
abgeheilt ſind, und 5 
wenn nach der Abheilung der Pocken noch ein 
Zeitraum von ſechszig Tagen verfloſſen iſt. 8 
§ 109. Nach Aufhebung der Schubmaßregeh 
hat die Polizeibehörde das Erlöſchen der Seuche dul“ 
amtliche Publikation in gleicher Weiſe wie den A 
bruch der Seuche (8 93) zur öffentlichen Kenntniß 
bringen. 1 
Dem Führer einer nach § 104 abgefperrll 
Treibherde iſt auf feinen Antrag eine Beſcheinigu! 
darüber auszuſtellen, daß die angeordneten Schutzma 
regeln wieder aufgehoben ſind. 

G. Beſchälſeuche der Pferde und 
Bläschenausſchlag der Pferde und 
des Rindviehes. 

I. Beſchälſeuche der Pferde. 

a. Ausbruch der Seuche. der 

§ 110. Iſt der Ausbruch der Beſchälſeuche “ f) 
ein Verdacht der Seuche (8 1 Abſatz 2 des Geſetze, 
feſtgeſtellt (§ 12 des Geſetzes), jo iſt von der Poli 3 
behörde und dem beamteten Thierarzte (8 2 Abſatz it 
des Geſetzes) möglichſt zu ermitteln, welche Pferde hr 
den erkrankten oder der Seuche verdächtigen Be 
innerhalb der letzten ſechs Monate in geſchlechtli 
Berührung gekommen ſind. 

Von dem Ergebniſſe dieſer Ermittelungel 
ſoweit erforderlich, den betheiligten anderen Po 
behörden Mittheilung zu machen. ch 

$ 111. Die Polizeibehörde hat den Ausb, 
der Beſchälkrankheit auf ortsübliche Weiſe und d a 
Bekanntmachung in dem für amtliche Publikation 


2 


iſt 
1 i 
liz 


bestimmten Blatte (Kreis⸗, Amtsblatt u. ſ. w.) zur 
entlichen Kenntniß zu bringen. 
$ 112. Die an der Beſchälſeuche erkrankten oder 
un Seuche verdächtigen Hengſte und Stuten, des⸗ 
leichen diejenigen Pferde, welche innerhalb der letzten 
bs Monate nachweislich mit erkrankten oder der 
uche verdächtigen Hengſten oder Stuten begattet 
gorden find, müſſen von der ferneren Begattung (fiehe 
3 114) ausgeſchloſſen werden. 
Ein Wechſel des Standortes (Gehöftes) dieſer 
e darf ohne vorgängige Anzeige bei der Polizei⸗ 
de nicht ſtattfinden. 
Anderweite Beſchränkungen in der Benutzung der 
erde ſind den Beſitzern nicht aufzuerlegen. 
h Wenn der leitende Polizeibeamte bei der Unter: 
"bung nicht zugegen ift, jo hat der beamtete Thier⸗ 
„it die ſofortige Einſperrung und Abſonderung der 
Einankten uud verdächtigen Thiere bis zum polizeilichen 
i uſchreiten anzuordnen. Die getroffenen Anordnungen 
d dem Beſitzer der Thiere oder deſſen Vertreter ent⸗ 
deber zu Protokoll oder durch ſchriftliche Verfügung zu 
groffnen, auch hat der beamtete Thierarzt davon der 
Volizeibehörde ſofort Anzeige zu machen. 
in § 113. Tritt die Beſchälſeuche in einem Bezirke 
5 größerer Ausdehnung auf, ſo kann die Zulaffung 
fü, Pferde zur Begattung in dem gefährdeten Bezirke 
ir die Dauer der Gefahr allgemein von einer vor: 
gungigen Unterſuchung der Pferde durch den beamteten 
Rerarzt abhängig gemacht werden ($ 51 des Geſetzes). 
de In dieſem Falle müſſen die Hengſte auf den 
eſchälſtationen und alle übrigen Deckhengſte in dem 


de 


Pferd 
ehör 


f 


* 
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lährdeten Bezirke von vierzehn zu vierzehn Tagen 
er thierärztlichen Unterſuchung unterzogen werden. 


b. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 


bun, § 114. Die nach Vorſchrift des § 112 ange⸗ 
Üneten Schutzmaßregeln find wieder aufzuheben: 
J. rückſichtlich derjenigen Pferde, welche mit erkrankten 
oder der Seuche verdächtigen Hengſten oder 
Stuten begattet worden ſind, wenn ſie innerhalb 
ſechs Monaten nach der Begattung keine ver- 
dächtigen Erſcheinungen zeigen, und ihre Unver⸗ 
dächtigkeit durch den beamteten Thierarzt feſt⸗ 
geſtellt iſt; 

rückſichtlich der der Seuche verdächtigen Pferde, 
wenn ſich nach dem Gutachten des beamteten 
Thierarztes der Verdacht als nicht begründet 
herausgeſtellt hat, und örtliche Krankheitserſchei⸗ 
nungen, Zeichen von Schwäche und Abmagerung 
nicht mehr vorliegen; 

»rückſichtlich derjenigen Pferde, bei welchen der 

Ausbruch der Beſchälſeuche feſtgeſtellt ift, drei 

Jahre nach erfolgter und vom beamteten Thier⸗ 

arzte feſtgeſtellter vollſtändiger Heilung; 

ei allen erkrankten und verdächtigen Hengſten 

ſofort nach erfolgter Kaſtration. 


= 


brd § 115. Die nach Vorſchrift des § 113 ange⸗ 
neten Schutzmaßregeln ſind aufzuheben, ſobald die 


Krankheit erloſchen oder auf vereinzelte Falle be⸗ 


ſchränkt iſt. 

$ 116. Die Polizeibehoͤrde hat das Erlöſchen 
der Krankheit durch amtliche Publikation zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen und dabei bekannt zu 
machen (§ 111), welche Hengſte und Stuten auf drei 
Jahre von der Zulaſſung zur Begattung ausgeſchloſſen find. 


II. Bläschenausſchlag der Pferde und 
des Rindviehes. 
$ 117. Iſt der Bläschenausſchlag bei Pferden 


oder bei dem Rindvieh durch die amtliche Unterſuchung 
($ 12 des Geſetzes) feſtgeſtellt, ſo muß der Beſitzer der 
kranken Thiere oder deſſen Vertreter angehalten wer⸗ 
den, die Thiere bis zu ihrer vollſtändigen Heilung von 
der Begattung auszuſchließen. Ein Wechſel des Stand⸗ 
ortes oder Gehöftes iſt während der Dauer der Krank⸗ 
heit verboten. 

§ 118. Nach Feſtſtellung des Bläschenausſchlages 
iſt von der Polizeibehörde und dem beamteten Thier⸗ 
arzte (§ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) möglichſt zu ermitteln, 
wie lange die Krankheitserſcheinungen ſchon beſtanden 
haben und ob neuerdings Pferde beziehungsweiſe Rind⸗ 
viehſtücke mit den kranken Thieren in geſchlechtliche 
Berührung gekommen ſind. 

Von dem Ergebniſſe dieſer Ermittelungen iſt, 
ſoweit erforderlich, den betheiligten anderen Polizei⸗ 
behörden Mittheilung zu machen. 

$ 119. Die Seuche gilt als erloſchen und die 
nach § 117 angeordnete Schutzmaßregel iſt aufzuheben, 
wenn nach der Erklärung des beamteten Thierarztes 
der Ausſchlag bei den kranken Thieren vollſtändig ab⸗ 
geheilt iſt. 

H. Räude der Pferde und Schafe. 
a. Ausbruch der Seuche. 

§ 120. Iſt der Ausbruch der Räude bei Pferden 
(sarcoptes oder dermatocoptes Räude) oder Schafen 
(dermatocoptes Räude) feſtgeſtellt (§ 12 des Geſetzes), 
ſo iſt derſelbe von der Polizeibehörde auf ortsübliche 
Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für amtliche 
Publikationen beſtimmten Blatte (Kreis, Amtsblatt 
u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Alle Schafe der Herde, in welcher ſich die Räude⸗ 
krankheit zeigt, gelten als verdächtig. 

§ 121. Räudekranke Pferde oder Schafe müſſen, 
ſofern nicht der Beſitzer die Tödtung derſelben vorzieht, 
dem Heilverfahren eines approbirten Thierarztes unter⸗ 
worfen werden (§ 52 des Geſetzes). 

Der Beſitzer räudekranker Pferde und Schafe iſt 
anzuhalten, gleichzeitig mit dem Heilverfahren eine 
Desinfektion der Stallungen, der Geräthſchaften, des 
Geſchirres, der Decken, der Putzzeuge u. ſ. w. aus⸗ 
führen zu laſſen. 

Die Polizeibehörde hat dem Beſitzer ferner auf⸗ 
zugeben, von der Beendigung des Heilverfahrens eine 
Anzeige zu machen. 

Auf dieſe Anzeige hat die Polizeibehörde eine 
Unterſuchung der Pferde oder Schafe durch den be 
amteten Thierarzt (§ 2 Abſ. 3 des Geſetzes) zu veranlaſſen⸗ 


Wenn bei dieſer Unterſuchung noch Erſcheinungen 
der Räude wahrgenommen werden, ſo iſt der Beſitzer 
der Thiere zur Fortſetzung des Heilverfahrens anzu⸗ 
halten. 
§ 122. Iſt das Heilverfahren bei räudekranken 
Pferden nicht innerhalb zweier Monate und bei raude⸗ 
kranken Schafen nicht innerhalb dreier Monate beendet, 
fo müſſen die Thiere der Stallſperre ($ 22 des Ge: 
ſetzes) unterworfen werden. 

In größeren Städten können räudekranke Pferde 
von der Polizeibehörde ſogleich nach der Feſtſtellung 
der Räudekrankheit bis zur Beendigung des Heilver⸗ 
fahrens unter Stallſperre geſtellt werden. 

Auf den Antrag des Beſitzers einer räudekranken 
Schafherde oder des Vertreters des Beſitzers kann für 
die Ausführung des Heilverfahrens eine längere Friſt 
gewährt werden, wenn nach der motivirten ſchriftlichen 
Erklarung des beamteten Thierarztes mit Rückſicht auf 
den Zuſtand der Schafe oder auf andere äußere Ver⸗ 
hältniſſe die ſofortige Ausführung der Kur nicht zweck⸗ 
mäßig iſt. 

§ 123. Hat die Räude bei Schafen in einem 
Bezirke eine allgemeine Verbreitung gefunden, ſo iſt 
von der zuſtändigen höheren Polizeibehörde darauf zu 
halten, daß das Heilverfahren thunlichſt gleichzeitig 
bei allen kranken Herden ausgeführt wird. 

§ 124. Haute geſchlachteter oder getödteter 
räudekranker Pferde und Schafe dürfen aus dem Seuchen⸗ 
gehöfte nur in vollkommen getrocknetem Zuſtande aus⸗ 
geführt werden, ſofern nicht die direkte Ablieferung 
derſelben an eine Gerberei erfoglt. 

§ 125. Die räudekranken Pferde und die zu 
einer räudekranken Herde gehörigen Schafe dürfen 
während des Heilverfahrens und bis zur Aufhebung 
der Schutzmaßregeln nicht in fremde Ställe geſtellt 
oder auf eine Weide gebracht werden, welche mit ge⸗ 
ſunden Pferden, beziehungsweiſe mit geſunden Schafen 
beweidet wird. 

Erforderlichenfalls hat die Polizeibehörde dafur 
Sorge zu tragen, daß auf gemeinſchaftlichen Weide⸗ 
flachen für das geſunde und für das kranke Vieh die 
Hütungsgrenzen regulirt werden. 

Vor Beendigung des Heilverfahrens dürfen räude⸗ 
kranke Pferde nur innerhalb der Feldmark zur Arbeit 
verwendet, aber nicht mit geſunden Pferden zuſammen⸗ 
geſpannt oder in unmittelbare Berührung gebracht 
werden. 

Geſchirre, Decken und Putzzeuge, welche bei kranken 
erden benutzt wurden, dürfen vor erfolgter Des⸗ 


Pf 
erde nicht ver⸗ 


infektion zum Gebrauche geſunder Pf 
wendet werden. 

Ein Wechſel des Standortes (Gehö 
räudekranken Pferde oder der zu einer räu 
Herde gehörigen Schafe darf 
Polizeibehörde nicht ſtattfinden. 
nur dann zu ertheilen, wenn mi 
Standortes die Gefahr einer Seuchenverſ 
verbunden iſt. 


dekranken 


ftes) der 


ohne Erlaubniß der gehend aufgeſtellt geweſen ſind 

Dieſe Erlaubniß iſt vor der Einleitung eines Heilverfahrens getödteten 
t dem Wechſel des Pferde oder Schafe geſtanden haben, müſſen nach An⸗ 
chleppung nicht gabe des beamteten Thierarztes und unter polizeilicher 
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§ 126. Die Polizeibehörde kann die Ausführung 
der zu einer räudekranken Herde gehörigen Schafe zum 
Zweck ſofortiger Abſchlachtung geſtatten: 

1. nach benachbarten Ortſchaften; 

2. nach in der Nähe liegenden Eiſenbahnſtationen 
behufs der Weiterbeförderung nach ſolchen Schlacht⸗ 
viehhöfen oder öffentlichen Schlachthäuſern, welche 
unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufſicht 
ſtehen, vorausgeſetzt, daß die Thiere dieſen An⸗ 
ſtalten direkt mittelſt der Eiſenbahn oder doch 
von der Abladeſtation aus mittelſt Wagen zu⸗ 
geführt werden. 

Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung oder durch unmittelbare polizeiliche 
Begleitung iſt dafür Sorge zu tragen, daß eine Be⸗ 
rührung mit anderen Schafen auf dem Transporte 
nicht ſtattfinden kann. 

Auch iſt der Polizeibehörde des Schlachtortes 
165 von der Zuführung der Schafe Kenntniß zu 
geben. 

Das Abſchlachten der Schafe muß unter polizei⸗ 
licher Aufſicht erfolgen. 

§ 127. Wird die Seuche bei Pferden oder bei 
Schafherden, welche ſich auf dem Transporte oder in 
Gaſtſtallen befinden, feſtgeſtellt, fo hat die Polizei⸗ 
behörde die Abſperrung derſelben bis zur Beendigung 
des Heilverfahrens anzuordnen, ſofern nicht der Be⸗ 
ſitzer das Schlachten der Thiere vorzieht. 

Nach Beendigung des Heilverfahrens dürfen die 
Thiere mit Genehmigung der Polizeibehörde in andere 
Stallungen oder Gehöfte gebracht werden. Wenn zu 
dieſem Zweck die Ueberführung der Thiere in einen 
anderen Polizeibezirk ſtattfindet, ſo iſt die betreffende 
Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 

Auf den Antrag des Beſitzers oder ſeines Ver⸗ 
treters kann die Polizeibehörde geſtatten, daß die auf 
dem Transporte oder in Gaftitällen betroffenen räude 
kranken Pferde oder Schafherden zum Zweck der 
Heilung oder der Abſchlachtung nach ihrem bisherigen 
oder einem anderen Standorte gebracht werden, falls 
die Gefahr einer Seuchenverſchleppung bei dem Trans⸗ 
porte durch geeignete Maßregeln beſeitigt wird. 

§ 128. Wolle von räudekranken Schafen darf 
während der Dauer der Schutzmaßregeln nur in feſten 
Säcken verpackt aus dem Seuchengehöfte ausgeführt 
werden. 

Perſonen, 
Schafe verwendet ſind, dürf 
Kleider oder vor genügender Reinigung derſ 
Wollſchur geſunder Schafe nicht vornehmen. 

b. Desinfektion. 

8 129. Stallungen oder andere Räumlichkeiten, 
in welchen räudekranke Pferde oder Schafe vorüber 
„oder in welchen die 


welche bei der Wollſchur räudekranker 
en vor einem Wechſel der 
elben die 


Ueberwachung desinfizirt werden. 


Der Beſitzer folder Stallungen beziehungsweiſe 
Räumlichkeiten oder der Vertreter des Beſitzers iſt von 
der Polizeibehörde anzuhalten, die erforderlichen Des⸗ 
infektionsarbeiten ohne Verzug ausführen zu laſſen. 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion 
hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde eine 
Beſcheinigung einzureichen. 

0. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 

$ 130. Die Seuche gilt als erloſchen und die 
angeordneten Maßregeln ſind aufzuheben: 

wenn die räudekranken Pferde oder die zu einer 

räudekranken Herde gehörigen Schafe getödtet 
ſind; und 
wenn im Falle des § 129 die vorſchriftsmäßige 
Desinfektion erfolgt iſt; oder 

wenn nach der Erklärung des beamteten Thier⸗ 
arztes bei den betreffenden Pferden innerhalb 
ſechs Wochen, bei den Schafen oder Schaf⸗ 
herden innerhalb acht Wochen nach Beendi- 
gung des Heilverfahrens ſich keine verdächtigen 
Krankheitserſcheinungen gezeigt haben. 

$ 131. Das Erlöſchen der Seuche iſt nach Auf: 
hebung der Schutzmaßregeln durch amtliche Publikation 
wie der Ausbruch der Seuche ($ 120) zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

d. Anwendung auf andere Einhufer. 

$ 132. Die für Pferde in den §8§ 120 bis 131 
ertheilten Vorſchriften finden auch auf Eſel, Mauleſel 
und Maulthiere Anwendung. 


Anlage A. 
Auweiſung 
für das 
Desinfektions verfahren bei an⸗ 
ſteckenden Krankheiten der Hausthiere. 


§ 1. In denjenigen Fallen, für welche durch 
das Geſetz, betreffend die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehſeuchen, vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 
(Reichs⸗Geſetzbl. von 1894 S. 410) und durch die 
zur Ausführung desſelben erlaſſene Inſtruktion die Un⸗ 
ſchädlichmachung von Anſteckungsſtoffen (Desinfektion) 
angeordnet iſt, ſind nachſtehend verzeichnete Mittel in 
er unten vorgeſchriebenen Weiſe in Anwendung zu 
ringen. 

Das Desinfektionsverfahren umfaßt nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen dieſer Anweiſung die Reini⸗ 
gung und die Desinfektion im engeren Sinne. 

J. Reinigungs- und Desinfektions- 
mittel. 

§ 2. Als Mittel der Reinigung und Desinfektion 
kommen in Betracht: 

1. Waſſer und Waſſerdämpfe. Zur Reinigung 
wird heißes Waſſer oder, wo ſolches in genügender 
Menge nicht zu beſchaffen iſt, unter Druck aus Hand⸗ 
feuerfprigen, Gartenſpritzen oder dergleichen ausſtrömen⸗ 
es kaltes Waſſer verwendet. 


f 


Zur eigentlichen Desinfektion dient wallend⸗ 
ſiedendes Waſſer oder ſtrömender Waſſerdampf von 
mindeſtens der Wärme des ſiedenden Waſſers. 

Durch einſtündiges Kochen der Gegenſtände in 
Waſſer werden die daran haftenden Anſteckungsſtoffe 
zerſtört. 

Die Desinfektion mittelſt Waſſerdampfes hat in 
Vorrichtungen zu erfolgen, welche von ſachverſtändiger 
Seite dazu geeignet befunden worden ſind. 

2. Seifenwaſſer. Dasſelbe wird durch eine ſtarke 
Löſung von Haus: oder Schmierſeife in Waſſer 
hergeſtellt. 

3. Sodalauge. Sie wird hergeſtellt durch Auf⸗ 
löſung von mindeſtens 2 Kilogramm Soda in 100 Liter 
Waſſer. An Stelle der Sodalauge kann Holzaſchen⸗ 
oder Seifenſiederlauge verwendet werden. 

4. Friſch gelöſchter (Aetz) Kalk und zwar: 

a) in trockener Form als Pulver, 

b) mit 2 Raumtheilen Waſſer zu einer dicken 
oder 

e) mit 20 Raumtheilen Waſſer zu einer 
dünnen Kalkmilch angerührt. 

5. Chlorkalkmilch. Friſcher ſtarkriechender Chlor⸗ 

kalk wird 

a) mit 3 Raumtheilen Waſſer zu einer dicken 
oder 

b) mit 20 Raumtheilen Waſſer zu einer 
dünnen Chlorkalkmilch angerührt. 

6. Fünfprozentige Karbolſäurelöſung. Ein Theil 
verflüſſigte Karbolſäure (Acidum carbolicum lique- 
lactum des Arzneibuchs) wird in 18 Theilen Waſſer 
gelöſt. 

7. Kreſolwaſſer. Eine Miſchung aus 1 Theil 
Kreſolſeifenlöſung (Liquor Cresoli saponatus des 
Arzneibuchs) und 9 Theilen Waſſer. Sie enthält in 
100 Theilen 5 Theile rohes Kreſol. 

8. Steinkohlen⸗ oder Holztheer. 

9. Feuer. Schon durch gründliches Anſengen 
an der ganzen Oberfläche können manche Gegenſtände 
desinfizirt werden. Feuerfeſte Gegenſtände werden durch 
Einlegen in Feuer — Flammenfeuer oder glühende 
Kohle — ſchnell desinfizirt. 

II. Das Reinigungs⸗ und Des⸗ 
infektions verfahren. 

$ 3. Reinigung und Desinfektion werden ent⸗ 
weder auf den Standort und diejenigen Stall- und 
ſonſtigen Geräthſchaften beſchränkt, mit welchen die 
kranken Thiere, deren Ausſcheidungen oder Kadaver 
in Berührung gekommen ſind, oder ſie umfaſſen den 
ganzen Stall oder Aufenthaltsraum, einſchließlich der 
darin enthaltenen Geräthſchaften. Erforderlichenfalls 
iſt die Reinigung und Desinfektion auf verunreinigte 
Hofräume, Tummelplätze, Weideſtellen, Hürden, Futter⸗, 
Schur⸗, Schlacht⸗ und Verſcharrungsplätze, Lagerplätze 
für rohe Thierfelle und Haare, Sprunghütten, Brunnen⸗ 
tröge, Vorſetzkrippen, Milchgeſchirre, Beſchlagbrücken, 
Beſpannungsgeſchirre, Fahrgeräthe und dergleichen 
auszudehnen, 
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Die Reinigung und Desinfektion des Standortes 
iſt ſtets (auch bei Kaſten⸗ und Laufſtänden) auf die 
Umgebung des letzteren bis zur einer Entfernung von 
mindeſtens 1 / Meter, auch von der Kopfhöhe des 
ſtehenden Thieres an gerechnet, in der Richtung nach 
oben auszudehnen. 

Soweit irgend thunlich, iſt dafür zu ſorgen, daß 
die bei der Reinigung und Desinfektion der Standorte 
(Ställe) und Geräthſchaften ꝛc. abgehenden Schmutz⸗ 
wäſſer in die Jauchegrube oder in andere Samneel⸗ 
behälter fließen, um dort ebenfalls einer Desinfektion 
unterzogen werden zu können. Jedenfalls iſt zu hindern, 
daß Schmutzwäſſer in andere Gehöfte, auf öffentliche 
Wege, in Brunnen oder ſonſtige Nutzwäſſer abfließen. 

Geringwerthige Gegenſtände ſind zu vernichten. 

§ 4. Der eigentlichen Desinfektion muß die 
Beſeitigung der Streumaterialien, des Düngers, der 
Futterreſte, Strohverſchlüſſe, Polſterungen und der⸗ 
gleichen, ſowie eine gründliche Reinigung vorangehen. 
Bei Düngerlagen in Schafſtällen genügt in der Regel 
die Entfernung der oberen Schicht. 


Reinigung. 

85. 1. Auf die gründliche Reinigung iſt be⸗ 
ſonders Gewicht zu legen, da ohne ſolche auch die beſten 
Desinfektionsmittel unwirkſam bleiben können. 

2. Die Reinigung hat alle Theile des Stand⸗ 
ortes, Stalles oder ſonſtigen Aufenthaltsortes zu um⸗ 
faſſen; ſie kann nur dann als eine ausreichende an⸗ 
geſehen werden, wenn durch fie alle Verunreineg ngen 
vollſtändig beſeitigt find. VBeſondere Aufmerkſamkeit 
erfordern die Bodenvertiefungen, Stallwinkel, Niſchen, 
Fugen, Spalten, Ritzen und dergleichen. 

3. Die Reinigung wird in der Regel zuerſt an 
der De ke, demnächſt an den Wänden und ſchließlich 
am Fußboden vorgenommen. 

4. Hölzerne Geräthſchaften, holzerne Raufen 
und Krippen, ſowie Bretterverſchläge ſind in dem für 
nöthig erachteten Umfange abzunehmen. 

§ 6. Zur Reinigung iſt im Allgemeinen heißes 
Waſſer zu verwenden. Wo ſolches nicht in genügender 
Menge zu beſchaffen iſt, darf auch unter Druck aus⸗ 
ſtrömendes kaltes Waſſer ($ 2 Nr. 1) benutzt werden. 
Jedoch ſind zur Entfernung angetrockneter Schmutztheile 
und zur Reinigung ſolcher Stellen, an welchen eine 
Beſudelung durch Auswurfſtoffe kranker oder verdächtiger 
Thiere ſtattgefunden hat, heißes Seifenwaſſer oder 
heiße Lauge mit Putzſand zu verwenden. 


Verfahren bei Gebäudetheilen. 

87. 1. Holz, Stein⸗ und Eiſentheile ſind, 
ſofern ſie nicht mit Oelanſtrich verſehen ſind, gründlich 
zu ſcheuern und mit Waſſer abzuſpülen. 

Iſt die Oberflache des Holzwerkes ſtark zerriſſen 
oder zerfaſert, ſo iſt dieſelbe durch Abſtoßen einer ge⸗ 
nügend dicken Schicht zu glätten. Die abgeſtoßenen 
Holztheile ſowie faules, morſches oder ſonſt unbrauch⸗ 
bares Holzwerk ſind zu verbrennen. 

2. Von Lehmwänden iſt eine genügend ſtarke 
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Schicht abzuſtoßen. Losgelöſte Theile des Bewurfes 
oder Putzes an den Wänden ſind zu entfernen. 

3. Oelfarbenanſtriche und glaſirte Thonkacheln 
ſind mit heißem Seifenwaſſer abzuwaſchen. 

4. Steine, Klinker⸗ oder Holzpflaſter, Beton: 
oder Asphaltbeläge, ſowie die aus ſolchem Material 
hergeſtellten Gruben, Mulden, Abflußrinnen und Kanäle 
ſind gründlich zu fegen oder zu ſcheuern und demnächſt 
mit Waſſer abzuſpülen. Erforderlichenfalls iſt die 
oberſte Schicht des Bindemittels in den Fugen aus⸗ 
zukratzen und durch neues Material zu erſetzen. 

5. Schlechtes Pflaſter und Holzbeläge aller Art 
ſind abzuheben, die darunter befindliche Erde iſt, ſoweit 
dieſelbe durch Auswurfſtoffe durchfeuchtet iſt, abzu⸗ 
graben. Die Steine, ſowie geſundes Holzwerk, in 
welches die Feuchtigkeit nicht tief eingedrungen iſt, 
können nach erfolgter Reinigung und Desinfektion 
wieder verwendet werden. 

6. Von Eſtrich⸗ und Tennenböden (Lehmſchlag 
und dergleichen) iſt die oberſte Schicht abzuſtoßen und 
ſind die feuchten Stellen auszuheben. 

. Erd: und Sandboden iſt, ſoweit er durch 
Auswurfſtoffe durchfeuchtet ift, jedenfalls aber 10 Centi⸗ 
meter tief anszuheben. 

Verfahren bei Geräthen x. 

§ 8. 1. Hölzerne Fahr: und Stallgeräthe 
(Wagen, Geſchirrtheile, Kübel, Eimer, Futterſiebe, 
Truhen, Veſen⸗ ꝛc. Stiele, Schuhe und dergleichen) 
werden gründlich geſcheuert und demnächſt mit Waſſer 
abge? lt. 

2. Eiſerne und andere metallene Gegenſtände 
(Retten, Ringe, Streugabeln, Striegeln, Zaumzeug, 
Maulkörbe, Gefäße, Käfige und dergleichen) werden, 
ſofern ſie nicht behufs der Desinfektion dem Feuer 
auszuſetzen ſind, gründlich geputzt und im Waſſer 
abgeſpült. 

3. Ledertheile (Riemen, Halftern, Gurte, Hundes 
halsbänder, Zaumzeug, Geſchirre, Sättel, Polſter⸗ 
überzüge, Schuhwerk und dergleichen) find mit heißem 
Seifenwaſſer oder heißer Lauge abzureiben und dem⸗ 
nächſt mit Waſſer abzuſpülen. 

4. Die Reinigung von leinenen, hanfenen (Jute), 
baumwollenen und wollenen Gegenſtänden (Decken, 
Schabracken, Gurte, Halftern, Stricke, Polſterüberzüge, 
Kleidungsſtücke, Bettzeug und dergleichen) erfolgt durch 
Auswaſchen in heißem Seifenwaſſer oder in heißer Lauge. 

Kleidungs⸗ und Bettſtücke, ſowie andere Gegen⸗ 
ſtände, welche auf die angegebene Art nicht behandelt 
werden können, ſind mindeſtens drei Tage gründlich 
zu lüften und dabei möglichſt oft auszuklopfen und zu 
bürſten (vergleiche jedoch § 10 Nr. 6). 

5. Haare, Wolle, Polſtereinlagen und dergleichen 
ſind, in dünnen Lagen ausgebreitet, mindeſtens drei 
Tage zu lüften und dabei möglichſt oft zu wenden 
und auszuklopfen (vergleiche jedoch 8 10 Nr. 6). 

Desinfektion. 

8 9. Hinſichtlich der Desinfektion ſelbſt find 

folgende Beſtinnnungen maßgebend: 
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Unter gewöhnlichen Verhältniſſen genügt eine 
nach Maßgabe der 88 4 bis 8 vorgenommene gründe! 
liche Reinigung und Lüftung mit nachfolgender Ueber⸗ 
tünchung der Stalldecken, Wände und Geräthſchaften, 
ſowie Abſchlemmung des Fußbodens mit dünner Kalk: 
milch. Eiſentheile find mit Theer, Lack oder Oelfarbe 
zu beſtreichen. Das gleiche Verfahren iſt bei Holz⸗ 
und Steintheilen an Stelle der Uebertünchung mit 
Kalkmilch anwendbar. 

§ 10. It dagegen der Anſteckungsſtoff feiner 
Natur nach ſchwer zerſtörbar, oder erfordert das veterinär⸗ 
polizeiliche Intereſſe ein beſonderes ſtrenges Vorgehen 
gegen die Seuche, ſo muß nach der gründlichen Reini⸗ 
gung und Lüftung der Ställe folgendes Desinfektions⸗ 
verfahren angewendet werden. 

1. Die nach § 4 beſeitigten Streumaterialien, 
Dünger, Futterreſte und dergleichen werden entweder 
verbrannt oder vergraben oder untergepflügt. 

2. Futter⸗ und Streuvorräthe, welche in den zu 
desinfizirenden Räumen lagerten, werden, ſoweit ſie 
nicht als Träger des Anſteckungsſtoffes zu vernichten 
($ 11 Nr. 8) find, mindeſtens drei Tage gelüftet und 
hierbei häufig umgewendet. 

3. Feſte Decken und Wände, ſowie der Fuß⸗ 
boden, einſchließlich etwaiger Gruben, Mulden, Abfluß⸗ 
rinnen und Kanäle, ſind mit dicker Kalkmilch oder 
Chlorkalkmilch zu beſtreichen, beziehungsweiſe zu 
ſchlämmen. Eiſentheile find mit fünfprogentiger Kar⸗ 
bolſäurelöſung oder fünfprozentigem Kreſolwaſſer zu 
desinfiziren oder mit Theer, Lack oder Oelfarbe zu 
beſtreichen. 

Das gleiche Verfahren iſt bei hölzernen und 
ſteinernen Gegenſtänden an Stelle des Beſtreichens 
mit dicker Kalk⸗ oder Chlorkalkmilch anwendbar. Gla⸗ 
ſirte Thonkacheln werden mit fünfprozentiger Karbol⸗ 
ſäurelöſung oder fünfprozentigem Kreſolwaſſer desinfizirt. 
Oelfarbenanſtriche werden erneuert. 

4. Nicht mit Auswurfſtoffen durchfeuchteter Erd⸗ 
und Sandboden leinſchließlich des unter dem gemäß 
§ 7 abgegrabenen durchfeuchteten Boden befindlichen), 
ſowie bei der Reinigung nicht entfernte hohe Streu⸗ 
und Düngerſchichten in Schafſtällen find mit friſch ge⸗ 
löſchtem Kalk zu beſtreuen dergeſtalt, daß der Dünger 
damit, wenn auch nur in dünner Schicht, völlig bedeckt 
wird. Erſt dann darf friſches Streumaterial auf- 
gebracht werden. 

5. Hölgerne Geräthe einſchließlich der Fuhrwerke 
und Schleifen, auf welchen Kadaver, Streu, Dünger 
oder andere Abfälle gefahren ſind, desgleichen eiſerne 
und andere metallene Gegenſtände ſind kurze Zeit dem 
Feuer auszuſetzen, oder mit einer fünſprozentigen Kar⸗ 
bolſäurelöſung oder fünfprozentigem Kreſolwaſſer oder 
mit Theer, Lack oder Oelfarbe zu beſtreichen. Leder⸗ 
theile, ausgenommen lackirte, werden ebenfalls mit 
fünfprozentiger Karbolſäurelöſung oder fünfprozentigem 
Kreſolwaſſer beſtrichen. 

6. Leinene, hanfene (Jute-), baumwollene und 
wollene Gegenſtände, Kleidungs⸗ und Bettſtücke, Haare, 


9 


Wolle, Federn, Polſtereinlagen und dergleichen ſind in 
lockerer Lagerung ſtrömendem Waſſerdampfe von min⸗ 
deſtens der Temperatur des ſiedenden Waſſers in ge⸗ 
eigneten Apparaten wenigſtens 1 / Stunden lang 
auszuſetzen. Wenn ſolche Apparate fehlen, ſind leinene, 
hanfene, baumwollene und wollene Gegenſtände (auch 
Kleidungsſtücke) durch einſtündiges Kochen in ſiedendem 
Waſſer zu desinfiziren und Bettſtücke, Haare, Wolle, 
Federn und dergleichen zu verbrennen. 

7. Die Desinfektion der Hände und Inſtrumente 
erfolgt mittelſt fünfprozentiger Karbolſäurelöſung oder 
fünfprozentigem Kreſolwaſſer. 

Vorſchriften für die einzelnen Seuchen. 
Milzbrand. 

§ 11. 1. Die Milzbrandbazillen find leichter 
zerſtörbar, als ihre Dauerformen (Sporen). Letztere 
entwickeln ſich unter günſtigen Bedingungen aus den 
Bazillen außerhalb des Thierkörpers. Möglichſt früh⸗ 
zeitige Ausführung der Desinfektion iſt daher un: 
bedingt geboten. 

2. Diejenigen Perſonen, welche mit kranken 
Thieren, deren Ausſcheidungen oder Kadavern in Be⸗ 
rührung gekommen ſind, haben möglichſt bald die 
Hände und andere etwa beſchmutzte Körperthe le mit 
Seifenwaſſer gründlich zu reinigen und wen. lic 
noch mit fünfprozentigem Karbolwaſſer oder füufpro⸗ 
zentigem Kreſolwaſſer zu desinfiziren. Perſonen, welche 
bei kranken Thieren beſchäftigt waren, haben außerdem 
vor dem Betreten anderer Ställe oder vor dem Ver⸗ 
laſſen der Gehöfte die Kleider und das Schuhwerk oder, 
jefern fie barfuß gehen, die bloßen Füße zu reinigen 
oder zu desinfiziren. 

3. Sobald ein milzbrandkrankes Thier gefallen, 
getödtet oder geneſen, oder auch nur von ſeinem Stand⸗ 
orte entfernt iſt, muß mit der Reinigung und Des⸗ 
infektion vorgegangen werden. Sie umfaßt in der 
Regel den Standort der Thiere — im Falle ſeuchen⸗ 
artigen Auftretens nach dem Ermeſſen des beamteten 
Thierarztes den Stall überhaupt oder Abtheilungen 
des Stalles — einſchließlich der Jaucheabzüge, erforder⸗ 
lichenfalls auch verunreinigte Weideſtellen, Verſcharrungs⸗ 
und Lagerplätze, Brunnentröge, ſowie endlich diejenigen 
Stallgeräthe und ſonſtigen Gegenſtände, welche mit 
kranken Thieren, deren Ausſcheidungen oder Kadavern 
in Berührung gekommen ſind. 

4. Die Reinigung und Desinfektion iſt nach 
Maßgabe der SS 4 bis 7, § 8 Nr. 1 bis 3 und § 10 
vorzunehmen, jedoch empfiehlt es ſich, Chlorkalkmilch 
ſtatt Kalkmilch anzuwenden. 

5. Beſondere Aufmerkſamkeit verdienen die feſten 
und flüſſigen, namentlich die blutigen Ausſcheidungen 
von kranken Thieren und Kadavern. Derartige Ab⸗ 
fallſtoffe ſind ſorgfältig zu ſammeln und ebenſo wie 
alle geringwerthigen Gegenſtände, welche mit Blut oder 
Koth verunreinigt ſind, Streumaterialien, Dünger, 
Futterreſte, die vom Fußboden abgetragene Erdſchicht, 
Polſtereinlagen und dergleichen zu verbrennen. 

6. Abfallſtoffe, deren Beſchaffenheit die Verbren⸗ 
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nung nicht geſtattet, werden mit einer ihrer Menge 
gleichkommenden Menge dünner Kalkmilch oder Chlor⸗ 
kalkmilch gut durchmiſcht und alsdann vergraben. Die 
Jauche in den Jauchegruben, ſowie die Reinigungs⸗ 
wäſſer ſind mit Kalkmilch oder mit ſo viel Kalkpulver 
($ 2 Nr. 4a) durch Umrühren gut zu durchmiſchen, 
daß die Flüſſigkeiten in Folge des Kalkzuſatzes eine 
ſtark alkaliſche Reaktion zeigen. 

7. Größere Mengen von Streu und Dünger 
ſind in einer Grube zu vergraben, nachdem ſie darin 
mit einer mehrere Centimeter ſtarken Schicht von friſch⸗ 
gelöſchtem Kalk überſchüttet worden ſind. 

8. Exkremente, Blut und andere Abfälle von 
milzbrandkranken oder an Milzbrand gefallenen Thieren, 
die Streu, der durch Auswurfſtoffe kranker oder ge⸗ 
fallener Thiere verunreinigte Dünger, auch Futter⸗ 
und Streuvorräthe, welche in den zu desinfizirenden 
Räumen lagern und verdächtig ſind, den Anſteckungs⸗ 
ſtoff zu enthalten, müſſen ſorgfältig geſammelt und 
verbrannt oder wie die Kadaver vergraben werden. 

Tollwuth. 

§ 12. Von wuthkranken oder der Seuche ver⸗ 
dächtigen Hunden oder Katzen benutzte Streu, Geräth⸗ 
ſchaften, Maulkörbe, Halsbänder, Leinen, Decken und 
Hütten — letztere ſoweit ſie von Holz oder Stroh 
ſind — müſſen verbrannt oder ſonſtwie vernichtet 
werden. 

Im Uebrigen genügt eine nach den Beſtimmungen 
der 88 4 bis 8 dieſer Anweiſung ausgeführte gründ⸗ 
liche Reinigung, welche in der Regel auf den Standort 
wuthkranker Thiere zu beſchränken iſt. Hierbei iſt den⸗ 
jenigen Stellen, welche mit Geifer verunreinigt worden 
ſind, eine beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 

Rotz. 

8 13. 1. Perſonen, welche mit kranken oder 
der Seuche verdächtigen Thieren, Kadavern oder 
Kadavertheilen in Berührung gekommen ſind, müſſen 
möglichſt bald die Hände und andere etwa beſchmutzte 
Körpertheile mit Seifenwaſſer gründlich reinigen und 
wenn thunlich auch noch mit fünfprozentigem Karbol⸗ 
waſſer oder fünfprozentigem Kreſolwaſſer desinfiziren. 
Zu dieſem Zweck ſind in Seuchenſtällen, Waſſer, Seife, 
Karbolwaſſer und Kreſolwaſſer vorräthig zu halten. 

2. Sobald ein rotzkrankes oder der Seuche ver⸗ 
dächtiges Thier von ſeinem Standorte entfernt iſt, 
muß mit der Reinigung und Desinfektion des Stand⸗ 
ortes und der bei den Thieren benutzten Geräthe 2c. 
vorgegangen werden, ſofern letztere nicht noch bei der 
Wartung anderer kranker Thiere Verwendung finden. 
Nach Beendigung der Seuche ſind nach dem Ermeſſen 
des beamteten Thierarztes der Stall überhaupt oder 
Abtheilungen desſelben zu reinigen und zu desinfiziren. 

3. Die Reinigung und Desinfektion erfolgt 
nach den Beſtimmungen in $$ 4 bis 7 und § 8 Nr. 1 
bis 3 und § 10 Nr. 1, 3 bis 7, jedoch empfiehlt es 
ſich, Chlorkalkmilch ſtatt Kalkmilch anzuwenden. 

4. Beſondere Aufmerkſamkeit verdienen die mit 
Naſenausfluß oder Geſchwürsabſonderungen verunreinig⸗ 
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ten Gegenſtände. Die Maßregeln ſind außer auf den 
Standort oder Stall, in welchem rotzkranke oder der 
Seuche verdächtige Thiere geſtanden haben (einſchließlich 
der Krippen und Raufen), namentlich auf die Eimer 
und ſonſtigen Stallgeräthe, Anbindevorrichtungen, 
Zaumzeuge, Beſpannungsgeſchirre. Sättel, Putzzeuge, 
Decken, Schabracken, Kleider des Warteperſonals, 
Wagendeichſeln, Ketten, Beſchlagbrücken und dergleichen, 
welche bei ſolchen Thieren verwendet, ſowie auf die 
Brunnentröge und Vorſatzkrippen zu erſtrecken, welche 
von ſolchen Thieren benutzt worden ſind. 

Geringwerthige Gegenftände, wie Putzlappen, 
Bürſten, leinene und hanfene Halftern, Anbindeſtricke, 
Gurte mit gepolſterten Kiſſen, minderwerthige Schab⸗ 
racken ſind zu verbrennen. Streu und Dünger von 
rotzkranken Thieren ſind ebenfalls zu verbrennen oder 
anderweit zu vernichten oder zu vergraben oder unter⸗ 
zupflügen. Zur Abfuhr und Unterpflügung der Streu 
und des Düngers ſind Pferde wo möglich nicht zu 
verwenden, auch ſonſt iſt Sorge dafür zu tragen, daß 
Pferde damit nicht in Berührung kommen. 

Maul⸗ und Klauenſeuche. 

§ 14. 1. Perſonen, welche mit kranken Thieren 
in Berührung gekommen ſind, oder in verſeuchten 
Ställen verkehrt haben, müſſen, ſoweit dies durchführ⸗ 
bar iſt, beim Verlaſſen des Stalles oder ſonſtigen 
Standortes die Hände, die Kleider und das Schuhwerk 
oder, ſofern ſie barfuß gehen, die bloßen Füße gründ⸗ 
lich reinigen; das Schuhwerk iſt mit Waſſer ab⸗ 
zubürſten. 

Die mit der Wartung kranker Thiere betrauten 
Perſonen bedienen ſich am zweckmäßigſten bejonderer 
Kleidungsſtücke und Schuhe, welche ſie während ihres 
Aufenthaltes in den Ställen der ihnen anvertrauten 
Thiere zu tragen und vor dem Verlaſſen der Ställe 
wieder abzulegen haben. 

2. Dünger, Streu und dergleichen aus Seuchen⸗ 
ſtällen iſt ohne Benutzung von Rindviehgeſpannen aus 
anderen Gehöften entweder aufs Feld zu fahren oder 
gemäß § 62 der Inſtruktion auf Düngerhaufen zu 
bringen und mit nicht infizirten Streumaterialien oder 
Dünger zu bedecken; in beiden Fallen iſt dafür zu 
ſorgen, daß der Zutritt von Wiederkäuern und Schweinen 
zu dem Dünger ꝛc. mindeſtens vierzehn Tage lang 
gehindert wird. 

3. Ferner iſt eine gründliche Reinigung und 
Desinfektion der Oertlichkeiten, an welchen kranke 
Thiere ſich aufgehalten haben (Ställe, Höfe, Tummel⸗ 
plätze und dergleichen), ſowie der bei den kranken 
Thieren benutzten Geräthe (Milchgefäße, Brunnentröge, 
Beſchlagbrücken, Beſpannungsgeſchirre und dergleichen) 
und Kleider vorzunehmen. 

Die Reinigung und Desinfektion erfolgt 
nach den Beſtimmungen im § 4, $ 5 Nr. 1 bis 3, 
§ 6 und 8 Nr. 1 bis 4 und 8 9. 

5. Beſondere Aufmerkſamkeit iſt hierbei außer 
der Streu den mit Geifer verunreinigten Gegenſtänden 
zuzuwenden. 
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6. Händlerſtälle, Bullenſtälle, Sprunghütten, 
Sprungplätze und andere Orte, an welchen ein häufiger 
Wechſel von Vieh ſtattfindet, ferner von fremden 
kranken Thieren benutzte Räumlichkeiten auf Viehhöfen 
oder in Gaſthöfen müſſen nach Vorſchrift der SS 4 
bis 9 unſchädlich gemacht werden. 

Lungenſeuche. 

§ 15. 1. Es iſt für gute Lüftung des Stalles 
zu ſorgen und darauf zu halten, daß diejenigen Per⸗ 
ſonen, welche mit kranken oder der Seuche verdächtigen 
Thieren, Kadavern oder Kadavertheilen in Berührung 
gekommen ſind, beim Verlaſſen des Seuchenſtalles oder 
des Gehöftes oder der Schlachtſtälle die Hände, die 
Kleider und das Schuhwerk oder, ſofern ſie barfuß 
gehen, die bloßen Füße gründlich reinigen; das Schuh⸗ 
werk iſt mit Waſſer abzubürſten. 

2. Die Standorte von kranken (einſchließlich 
der nach der Abſchlachtung krank befundenen) Thieren 
und die bei den Thieren benutzten Geräthe ſind als⸗ 
bald nach der Entfernung der Thiere nach Vorſchrift 
der 88 4 bis 8 zu reinigen, auch wenn die Seuche 
auf dem Gehöfte noch herrſcht. Berſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit in den mit Ausſcheidungen kranker Thiere ver⸗ 
unreinigten Gegenſtänden (Krippen und dergleichen), 
ſowie den Schlachtplätzen zuzuwenden. 

3. Der Dünger und die Streu ſind ohne Be⸗ 
nutzung von Rindvieh aus anderen Gehöften aufs Feld 
zu fahren und unterzupflügen; iſt letzteres nicht alsbald 
ausführbar, ſo iſt dafür Sorge zu tragen, daß der 
Zutritt von Rindvieh zu dem Dünger ꝛc. mindeſtens 
vierzehn Tage lang gehindert wird. 

4. Nach Beendigung der Seuche ſind die Seuchen⸗ 
ſtälle und ſonſtigen Räumlichkeiten, Geräthe ꝛc. nach 
den Vorſchriften in 88 4 bis 8 und § 10 Nr. 1 bis 
5 und 7 zu reinigen und zu desinfiziren. 

Schafpocken. 

§ 16. Es iſt für gute Lüftung des Stalles zu 
ſorgen und darauf zu halten, daß diejenigen Perſonen, 
welche mit kranken Thieren, Kadavern oder Kadaver⸗ 
theilen in Berührung gekommen ſind, beim Verlaſſen 
des Seuchenſtalles, des Gehöftes oder der Schlachtſtätte 
die Hände, die Kleider und das Schuhwerk oder, ſofern 
ſie barfuß gehen, die bloßen Füße gründlich reinigen; 
das Schuhwerk iſt mit Waſſer abzubürſten. 

Der Dünger und die Streu find gemäß $ 97 
der Inſtruktion aufs Feld zu fahren und unterzu⸗ 
pflügen. 

Die Reinigung und die Desinfektion der Stal⸗ 
lungen und Räumlichkeiten, in welchen pockenkranke 
Schafe geſtanden haben, der Geräthe ꝛc. erfolgt nach 
den Beſtimmungen in 88 4 bis 9. 
Beſchälſeuche und Bläschenausſchlag. 

8 17. Bei der Beſchälſeuche und dem Bläschen⸗ 
ausſchlag bedarf es keiner Desinfektion. 

Räude. 

§ 18. 1. Bei der Räude bildet die Reinigung 
und Desinfektion der Unterkunftsräume und Geräth⸗ 
chaften eine nothwendige Ergänzung des Heilverfahrens. 
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Sie hat daher gleichzeitig mit der Behandlung der 
kranken Thiere zu beginnen. 

2. Die Reinigung und Desinfektion der Stal⸗ 
lungen und Räumlichkeiten, in welchen räudekranke 
Pferde oder Schafe vorübergehend aufgeſtellt geweſen 
ſind, oder in welchen die vor der Einleitung eines 
Heilverfahrens getödteten Pferde oder Schafe geſtanden 
haben, ſowie der Geräthe erfolgt nach den Beſtimmungen 
in 88 4 bis 9. 

3. Bei der etwa der Radikalkur vorangehenden 
Schmierkur der Schafe bedarf es einer gründlichen Des⸗ 
infektion nicht, ſondern nur einer, je nach dem Grade 
der Krankheit in kürzeren oder längeren Zwiſchenräumen 
zu wiederholenden Reinigung des Stalles und der 
Stallgeräthſchaften nach $ 5 Nr. 1 bis 3. 


Anlage B. 
Anweiſung 


für das 
Obduktions verfahren bei anſtecken den 
Krankheiten der Hausthiere. 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 

§ 1. Die dem beamteten Thierarzte unter Mit⸗ 
wirkung der von dem Beſitzer etwa zugezogenen Sach⸗ 
verſtändigen obliegenden Obduktionen ſollen in Gegen⸗ 
wart des leitenden Beamten der Polizeibehörde oder 
eines von demſelben beauftragten Beamten ausgeführt 
werden. 

§ 2. Die Obduktionen müſſen in der Regel fo 
ſchnell als möglich, bei Rotz und Tollwuth aber, wenn 
es angänglich iſt, erſt nach dem Erkalten der Kadaver 
vorgenommen werden. 

Die von dem Tode der Thiere bis zur Obduktion 
verſtrichene Zeit iſt im Protokolle zu erwähnen. 

§ 3. Die Sachverſtändigen haben dafür zu 
ſorgen, daß die zur Verrichtung der Obduktion noth⸗ 
wendigen Sektionsinſtrumente zur Stelle und im ge— 
hörigen Zuſtande ſind. 

§ 4. Die Obduktionen ſind an einem paſſenden 
Orte auszuführen. Die Polizeibehörde hat für die zur 
Ausführung der Obduktion etwa erforderliche Hülfs⸗ 
mannſchaft zu ſorgen. 

II. Verfahren bei der Obduktion. 

§ 5. Die Obduktionen haben den Zweck, über 
den Ausbruch einer Seuche Gewißheit zu erlangen 
oder die Krankheit eines Thieres rückſichtlich der Ent⸗ 
ſchädigungsleiſtung feſtzuſtellen. Die Obduzenten haben 
dieſen Zweck beim Erheben des Befundes zu beachten 
und alle Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes zu 
erſchöpfen. 

8 6. Die Obduzenten haben die Verpflichtung, 
über alle Verhältniſſe (den Krankheitsverlauf und die 
an den Thieren beobachteten Krankheitserſcheinungen), 
welche für die Obduktion und das abzugebende Gut⸗ 
achten von Bedeutung ſind, ſich vor und während der 
Obduktion zu unterrichten. Die Ergebniſſe dieſer Er⸗ 
mittelungen find entweder vor den eigentlichen Ob⸗ 


duktionsbefunden oder nach denſelben, jedoch in allen 
Fällen getrennt davon, zu Protokoll zu geben. 

§ 7. In Fallen, wo ein beſtimmtes Gutachten 
erſt nach der weiteren Unterſuchung einzelner Theile 
abgegeben werden und dieſe Unterſuchung aus äußeren 
Gründen nicht ſofort bei der Obduktion erfolgen kann, 
ſind dieſe Theile zurückzulegen und möglichſt ſchnell 
nachträglich zu unterſuchen. Sodann iſt ein motivirtes 
Gutachten (§ 38 Abſatz 2 und 3) über den Fall ein⸗ 
zureichen, in welchem auch die Zeit, wann die nach⸗ 
trägliche Unterſuchung erfolgt iſt, angegeben und die 
bei dieſer Unterſuchung erhobenen Befunde genau be⸗ 
ſchrieben werden müſſen. 


Die Obduktion. 

§ 8. Für die techniſche Ausführung der Sektion 
empfiehlt ſich im Allgemeinen das in den 58 9 bis 
26 angegebene Verfahren. 

Bei der Tödtung und Zerlegung eines Thieres, 
deſſen Krankheitszuſtand vorausſichtlich die Verwerthung 
des Fleiſches zur menſchlichen Nahrung geſtattet, kann, 
inſoweit dadurch die Feſtſtellung der Krankheit nicht 
beeinträchtigt wird, das beim Schlachten gebräuchliche 
Verfahren in Anwendung kommen. 

§ 9. Die Obduktion zerfällt in zwei Theile: 

1. die äußere Beſichtigung, 
2. die innere Beſichtigung. 


1. Die äußere Beſichtigung. 

§ 10. Die äußere Beſichtigung erſtreckt ſich auf 
den Körper im Allgemeinen und ſeine einzelnen Theile. 

Was den Körper im Allgemeinen betrifft, jo find 
zu ermitteln: 

Alter, Geſchlecht, Größe, Farbe der Haare, Ab⸗ 

zeichen, Körperbau und allgemeiner Ernährungs⸗ 

zuſtand. 

Demnächſt find die einzelnen Theile zu unter⸗ 
ſuchen. Der Kopf mit ſeinen natürlichen Oeffnungen, 
der Hals, die Bruſt, der Bauch, Rücken, Schwanz, 
After, die äußeren Geſchlechtstheile, die Milchdrüſen 
und die Extremitäten. Jeder an den genannten Theilen 
vorgefundene abnorme Zuſtand iſt in Bezug auf Lage, 
Größe, Geſtalt und ſonſtiges Verhalten genau zu 
prüfen. 

2. Die innere Beſichtigung. 

§ 11. Zum Zweck der inneren Beſichtigung wird 
der Kadaver in der Regel auf den Rücken gelegt und 
in dieſer Lage während der weiteren Obduktion be⸗ 
laſſen. 

§ 12. Demnächſt iſt die Bauchhöhle, darauf die 
Bruſthöhle und dann die Kopfhöhle zu öffnen. Schließ 
lich folgt die Unterſuchung der Extremitäten. 

In allen Fällen, in welchen von der Oeffnung 
der Wirbelſäule ein erheblicher Befund erwartet wer⸗ 
den kann, iſt dieſelbe nicht zu unterlaſſen. 

In jeder Höhle iſt die Lage der in derſelben 
gelegenen Organe, der etwa vorhandene ungehörige 
Inhalt: Gas, fremde Körper, Flüſſigkeiten, Gerinnſel 


und zwar in den letzteren Fällen nach Maß oder Ge⸗ 


wicht, die Farbe der vorliegenden Theile und ſchließ 
lich der Zuſtand eines jeden Organs zu ermitteln. 

§ 13. Vor der Eröffnung der Höhlen wird ent 
weder die Haut vom Kadaver ganz abgetrennt oder 
ein langer Hautſchnitt gemacht, der am Kinn beginnt, 
in der Nichtung der Luftröhre und links vom Nabe 
verläuft und bis zur Schambeinfuge ſich erſtreckt. Am 
Bauche wird die Haut bis gegen die Wirbelſäule ab’ 
getrennt. Vom Halſe wird die Haut foweit abpräparirt, 
daß die Luftröhre, die Ohrſpeicheldrüſen und der Kehl 
gang freigelegt find. Die vorderen Extremitäten wel’ 
den vom Thorax, die hinteren Extremitäten von dei 
unteren Seite des Beckens nach jeder Seite zurück 
gelegt. 

Bei diefer Arbeit iſt der Grad der etwa ſchon 
eingetretenen Fäulniß feſtzuſtellen. Ferner find gleid” 
zeitig die etwaigen krankhaften Veränderungen der 
genannten Theile zu ermitteln und zu beſchreiben. 

Bei Thieren, welche an Milzbrand, Tollwuth 
oder Rotz (Wurm) gelitten haben, iſt das Abziehen del 
Haut verboten (SS 33, 39 und 43 des Geſetzes). 

§ 14. Die Bauchhöhle wird durch Längs⸗ und 
Querſchnitt eröffnet. Der Längsſchnitt erſtreckt ſich 
vom Schaufelknorpel des Bruſtbeins bis zur Schambein⸗ 
fuge, der Querſchnitt von der letzten Rippe der einen 
bis zu der entſprechenden Rippe der anderen Seile 
Bei der Anlegung des Längsſchnitts iſt zuerſt ein ganz 
kleiner Einſchnitt hinter dem Schaufelknorpel in das 
Bauchfell zu machen und beim Einſchneiden darauf zu 
achten, ob Gas oder Flüſſigkeit austreten. In die 
Oeffnung wird zuerſt der Zeige- und dann auch del 
Mittelfinger der linken Hand eingeführt und zwiſchen 
den beiden Fingern der Schnitt bis an die Schambeil 
fuge verlängert. Es iſt überhaupt die größte Vorſich 
zur Vermeidung einer Verletzung der dicht an der 
Bauchwand gelegenen Organe anzuwenden. Nach der 
Eröffnung der Bauchhöhle iſt die Lage der Organe, 
der etwa vorhandene abnorme Inhalt, die Farbe der 
vorliegenden Theile und der Stand des Zwerchfelles 
feſtzuſtellen. 

Nachdem die allgemeinen Verhältniſſe der Bauch 
höhle ermittelt worden ſind, iſt die Eröffnung de 
Bruſthöhle vorzunehmen. Die Sektion der Bauchhöhle 
folgt in der Regel erſt der Unterſuchung der Bruſt⸗ 
Höhle. Nur in den Fällen, wo beſtimmte Gründe vol 
handen ſind, die den Tod veranlaſſende Veränderung 
in der Bauchhöhle zu vermuthen, iſt ſofort die weitete 
Sektion der Organe der Bauchhöhle anzuſchließen. 

Die Sektion der Bruſthöhle. 0 

§ 15. Die Bruſthöhle wird an der unteren Wand 
geöffnet. Es werden die Rippen oberhalb der Anſab 
ſtellen an die Rippenknorpel mit einer Säge oder ein 
Knochenſcheere durchſchnitten, wobei eine Verletzung de 
Lungen, des Herzbeutels und der am Eingange in die 
Bruſthöhle gelegenen Gefäße zu vermeiden ift. Dann 
wird das Zwerchfell, ſoweit es zwiſchen den Endpunkten 
der Säge⸗ oder Schnittlinien angeheſtet iſt, von den 
Schauſelknorpel und den Knorpeln der falſchen Rippen 


abgeloſt und das Bruſtbein, nachdem Mittelfell und 
Herzbeutel ſorgſältig abgetrennt worden ſind, nach vorn 
zurückgeſchlagen. 

4 Darauf iſt das Verhalten des Bruſtfelles, die 
ſieſchaffenhei und die Menge des in den Bruſtfell⸗ 


den etwa vorhandenen abnormen Inhalts und der 


flusdehnungszuſtand der Lungen zu ermitteln. Hieran 
ſchließt ſich die Unterſuchung des Mittelfelles und der 


Thymusdrüſe. 
G. „ 8 16. Hierauf wird der Herzbeutel geöffnet, fein 
Inhalt in Bezug auf Beſchaffenheit und Menge geprüft 
und der Zuſtand des Herzbeutels ſelbſt ermittelt. Nach⸗ 
dem dann die Lage des Herzens, ſeine Größe, Geſtalt, 
Farbe, Konſiſtenz und der Blutgehalt feiner oberfläch⸗ 
chen Gefäße feſtgeſtellt worden find, wird das Herz 
or ſeiner natürlichen Lage geöffnet. Es wird jeder 
Vorhof und jede Herzkammer einzeln eröffnet. Nächſt⸗ 
zem iſt die Menge und Beſchaffenheit des Blutes in 
‚dent Herzabſchnitte und die Weite der Atrioventrikular⸗ 
ungen zu beſtimmen. Man nimmt zuerſt das Blut 
us dem rechten Vorhofe und ermittelt deſſen Menge 
und Beſchaffenheit. Dann prüft man die Weite der 
ie ten Atrioventrikularöffnung durch Einführen der 
dinger der linken Hand von dem Vorhofe aus. 
Hierauf nimmt und unterſucht man das Blut 
f der rechten Herzkammer. In derſelben Weiſe ver⸗ 
ährt man auf der linken Herzſeite. Erſt jetzt iſt das 
erz herauszuſchneiden und ſind die arteriellen Oeff⸗ 
dungen zuerſt durch Eingießen von Waſſer, ſodann 
nech Aufſchneiden zu unterſuchen. Schließlich ift der 
Wltand des Herzfleiſches zu prüfen. 
fü Darauf folgt die Unterſuchung der größeren Ge⸗ 
Ge mit Ausnahme der hinteren Aorta. 
n 8 17. Alsdann werden die Lungen aus der 
wauſthöhle herausgenommen, wobei auf ältere Ver⸗ 
it bſungen zwiſchen Lungen und Rippenfell zu achten 
1 Es wird das Verhalten der Lungenoberfläche feſt⸗ 
teilt, Nachdem ferner der Luftgehalt, die Konſiſtenz 
3 die Farben der Lungen geprüft worden ſind, 
verden große glatte Einſchnitte in die Lungen gemacht 
ud die Schnittflächen genau unterſucht. 
N. Um den Zuſtand der größeren Bronchien und 
Sutgefäße zu ermitteln, werden dieſelben mit einer 
her ete aufgeſchnitten. Schließlich iſt die Beſchaffen⸗ 
eit des Bruſtbeins und der Rippen feſtzuſtellen. 


Die Sektion der Bauchhöhle. 


1. Pferd. 

Gin, § 18. Nachdem die beiden linken Lagen des 
ll ſumdarmes nach rechts und der Maſtdarm nach 
$ aus der Bauchhöhle herausgelegt worden ſind, 


ahnden Ausdehnung und Farbe der einzelnen Darm⸗ 
N ſchnitte feſtgeſtellt. Dann wird der Zwölffingerdarm 


ſeiner Uebergangsſtelle in den Leerdarm zweimal 
Nalerbunden und zwiſchen beiden Ligaturen durchſchnitten. 
8 hſtdem werden Leer⸗ und Hüftdarm vom Gekröſe 


Filietrennt und der Hüftdarm eine Handbreit vor der 


“ 


t linddarmöffnung abgeſchnitten. Nach der Heraus⸗ 
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nahme werden beide Darmabſchnitte an derjenigen 
Stelle, wo das Gekröſe ſich anſetzt, mit einer Darm⸗ 
ſcheere aufgeſchlitzt. Darauf wird der Maſtdarm in 
die Bauchhöhle zurückgezogen, dicht vor feinem Becken⸗ 
ſtücke abgeſchnitten und in der Richtung nach vorn 
vont Gekröſe abgetrennt. Um die Uebergangsſtelle 
zwiſchen Grimmdarm und Maſtdarm legt man eine 
Ligatur und ſchneidet dann den Maſtdarn hinter der 
Ligatur ab. Hierauf wird der Maſtdarm wie der 
Dünndarm aufgeſchlitzt. Nachdem ferner Netz und 
Bauchſpeicheldrüſe vom Grimmdarm abgetrennt und 
die Aeſte der vorderen Gekrösarterien durchſchnitten 
worden find, werden Blind- und Grimmdarm im Zu⸗ 
ſammenhange aus der Bauchhöhle herausgenommen. 
Der Grimmdarm wird dann an der freien Seite und 
der Blinddarm zwiſchen zwei Bandſtreifen mit einer 
Scheere aufgeſchlitzt. 

Schon während des Aufſchlitzens iſt der Inhalt 
aller Darmabſchnitte zu beſtimmen. Ferner wird nach 
dem Reinigen des Darmes die Beſchaffenheit aller 
Theile feſtgeſtellt. Jetzt werden Netz und Milz her⸗ 
ausgenommen. Die Milz wird über ihre äußere Fläche 
(vom oberen bis zum unteren Ende) durchſchnitten. 
Der Zuſtand des Parenchyms und der Blutgehalt der 
Milz ſind dann feſtzuſtellen. 

Hierauf wird zuerſt die linke und nach ihrer 
Unterſuchung die rechte Niere herausgeſchnitten und 
jede für ſich unterſucht. Nachdem die Kapſel der Niere 
entfernt worden iſt, werden Größe, Geſtalt, Farbe und 
etwa vorhandene krankhafte Veränderungen beſtimmt. 
Alsdann wird über den konvexen Rand der Niere ein 
Längsſchnitt durch die ganze Dicke des Organs bis 
zum Nierenbecken geführt und, nachdem die Schnitt⸗ 
flächen abgeſpült worden find, werden Mark und 
Rindenſubſtanz und das Nierenbecken unterſucht. Dar⸗ 
auf folgt die Unterſuchung der Nebennieren und der 
Harnleiter. 

Nachdem dann auch noch die Harnblaſe an ihrer 
unteren Wand durch einen Längsſchnitt geöffnet und 
ihr Inhalt beſtimmt worden iſt, werden Harnblafe, 
Maſtdarm und die mit ihnen in Verbindung ſtehenden 
Geſchlechtsorgane im Zuſammenhange aus der Becken⸗ 
höhle herausgenommen. Jetzt folgt hintereinander die 
Unterſuchung der Harnblaſe — bei männlichen Thieren: 
der Vorſteherdrüſe, der Samenblaſen, der Ruthe mit 
der Harnröhre — bei weiblichen Thieren: der Scheide, 
der Gebärmutter, der Trompeten, der Eierſtöcke und 
der ſonſtigen Anhänge. Schließlich wird der Maſtdarm 
an der oberen Wand aufgeſchnitten. 

Magen und Zwölffingerdarm werden in ihrer 
natürlichen Lage mit der Scheere aufgeſchnitten, und 
zwar der Magen an ſeiner großen Krümmung, der 
Zwölffingerdarm an ſeiner unteren Seite. Während 
des Aufſchlitzens wird der Inhalt beider beſtimmt. 

Dann wird die Mündung des Lebergallenganges 
betrachtet, der Inhalt aus demſelben hervorgepreßt, 
die Ausflußmöglichkeit der Galle durch Druck auf den 
Lebergallengang feſtgeſtellt und ſchließlich der Leber⸗ 


gallengang aufgeſchnitten. Darauf wird die Pfortader 
unterſucht. 

Dann werden Magen und Zwölffingerdarm zur 
weiteren Prüfung herausgeſchnitten. Jetzt folgt die 
Unterſuchung der Bauchſpeicheldrüſe. Die Leber wird, 
nachdem ihre Lage beſtimmt worden iſt, aus der Bauch 
höhle herausgenommen. Nachdem die Oberfläche, die 
Größe und Geſtalt der einzelnen Lappen geprüft worden 
iſt, wird durch jeden Lappen ein großer langer Schnitt 
geführt und der Blutgehalt, ſowie die Beſchaffenheit 
des Lebensparenchyms ermittelt. 

Ferner wird das Zwergfell herausgeſchnitten und 
unterſucht. Hieran ſchließt ſich die Unterſuchung des 
Dünn⸗ und Maſtdarmgekröſes nebſt Lymphdrüſen und 
Gefäßen, der hinteren Hohlvene, der Aorta mit ihren 
Aeſten und der retroperitoräalen Lymphdrüſen. 

Endlich iſt der Zuſtand der Ruͤcken- und Lenden⸗ 
wirbel, des Beckens und der umliegenden Muskeln 
zu ermitteln. 

2. Wiederkäuer. 

§ 19. Nachdem das Netz unterſucht und ab⸗ 
geſchnitten worden iſt, werden Panſen, Haube, Pſalter 
und Labmagen im Zuſammenhange aus der Bauchhöhle 
herausgenommen. Zu dieſem Zweck löſt man die Ver⸗ 
bindung des Wanſtes mit dem Zwerchfelle und durch⸗ 
ſchneidet den Schlund hinter dem Zwerchfelle und den 
Zwölffingerdarm von einer dicht am Labmagen um 
denſelben gelegten Ligatur. Bei dieſer Arbeit iſt auf 
etwa vorhandene abnorme Verbindungen der einzelnen 
Magenabtheilungen mit den Organen der Nachbarſchaft 
zu achten. Hierauf wird die Milz vom Wanſte ab⸗ 
gelöſt. Nächſtdem werden die einzelnen Magenabthei⸗ 
lungen geöffnet. Dann wird der Hüftdarm in der 
Nähe der Hüftblinddarmöffnung durchſchnitten und der 
Hüft⸗ und Leerdarm vom Gekröſe abgetrennt. Der 
Leerdarm wird darauf, nachdem der Zwölffingerdarm 
am hinteren Erde unterbunden worden iſt, hinter der 
Ligatur abgeſchnitten. Es folgt die Aufſchlitzung des 
Leer⸗ und Hüftdarmes. Sodann wird der Maſtdarm 
vor feinem Beckenſtücke durchſchnitten und bis zur der 
Stelle, wo er ſich mit dem Zwölffingerdarme kreuzt, 
abgetrennt. 

Hierauf wird der Zwölffingerdarm vom Gekröſe 
abgelöft, aber nichts herausgeſchnitten. 

Nachdem alsdann das Gefröje des Dünndarmes 
unterſucht worden iſt, wird die vordere Gekröswurzel 
durchſchnitten und der Dickdarm im Zuſammenhange 
herausgenommen. Ferner werden die Windungen des 
Grimmdarmlabyrinths von einander getrennt und dann 
der ganze Dickdarm aufgeſchlitzt. Schließlich wird der 
Zwölffingerdarm in ſeiner natürlichen Verbindung mit 
der Leber aufgeſchnitten und die Mündung des gemein⸗ 
ſchaftlichen Gallenganges wie beim Pferde geprüft. 

Die Unterſuchung und die weitere Sektion der 
in der Bauchhöhle gelegenen Organe erfolgt wie 
beim Pferde. 

3. Schwein. 
8 20. Nachdem der Zwölffingerdarm unter der 
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rechten Niere zweimal unterbunden und zwiſchen beiden 
Ligaturen durchſchnitten worden iſt, zieht man fein 
hinteres, zwiſchen den Gekrösplatten gelegenes Ende 
hervor, dann trennt man das hintere Ende des Zwölf⸗ 
ſingerdarmes in Verbindung mit dem Leer⸗ und Huft⸗ 
darme vom Gekroſe und ſchneidet den letzteren, nad 
dem er dicht vor der Hüftblinddarmöffnung unterbunden 
worden iſt, vor der Ligatur ab. Nach der Heraus⸗ 
nahme wird der Dünndarm mit einer Scheere auf 
geſchlitzt. Hieran ſchließt ſich die Unterſuchung des 
Dünndarmgekröſes. Blind-, Grimm und Maſtdarm 
werden im Zuſammenhange herausgenommen, indem 
man die vordere Gekröswurzel durchſchneidet und den 
Maſtdarm von feinen Verbindungen trennt. Der Maſt⸗ 
darm wird dicht vor ſeinem Beckenſtücke abgeſchnitten. 
Darauf werden die Windungen des Grimmdarm⸗ 
konvolutes vorſichtig auseinandergezogen und dann alle 
Abtheilungen des Dickdarmes aufgeſchlitzt. Nächſtdem 
werden Netz und Milz herausgenommen. Die Unter⸗ 
ſuchung der Organe der Bauchhöhle und die weitere 
Sektion der letzteren erfolgt, wie beim Pferde angegeben 
worden iſt. 
4. Fleiſchfreſſer. 

§ 21. Nachdem der Zwölffingerdarm hinter der 
rechten Niere zweimal unterbunden und zwiſchen den 
Ligaturen durchſchnitten worden iſt, trennt man das 
hintere Ende des Zwölffingerdarmes, den Leerdarm, 
indem man die eine Platte des Dünndarumekroſes 
durchſchneidet, den Hüftdarm und den gangen Dickdarm 
im Zuſammenhange vom Gekroſe. Der Maſtdarn 
wird alsdann vor ſeinem Beckenſtücke abgeſchnitten. 

Nach der Herausnahme des Darmes aus der 
Bauchhöhle werden ſämmtliche Darmabſchnitte hinter“ 
einander aufgeſchlitzt. Alsdann wird die Milz von 
Netze abgelöſt und das Netz herausgeſchnitten. 1 

Die Unterſuchung der in der Bauchhöhle befind“ 
lichen Organe und die weitere Sektion iſt in der beim 
Pferde angegebenen = auszuführen. 

l 


u 


als. 
§ 22. Es wird zunachſt der Zuſtand der großen 


Darauf wil 


x 


Gefäße und Nervenſtämme ermittelt. 
der Kehlkopf im Zuſammenhange mit der Zunge, D 

Gaumenſegel, der Luftröhre, dem Schlundkopfe und 
der Speiſeröhre herausgenommen und alle Drgal 
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ſtreckt ſich ferner auf die Schilddrüſen, die Lymp 
am Halſe und die Speicheldruüſen. * 

Schließlich iſt das Verhalten der Halswirbelſule 
und der Halsmuskeln feſtzuſtellen. 

Kopfhöhle. 

§ 23. Für die Oeffnung der Kopfhöhle iſt S 
nothwendig, daß die Haut vom Kopfe abgezogen un 
der letztere von der Wirbelſäule abgeſchnitten wird. 
Nachdem hierauf die auf der Schadeldecke liegende 
Weichtheile unterſucht und abgelöſt worden ſind, wi c 
die Schädeldecke durch Sägeſchnitte getrennt. * 
wenn eine Säge nicht beſchafft werden kann, darf die 
Meißel benutzt werden. An der Schädeldecke wird \ 


hdruſen 


